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Aus dem Inhalt

Wahlprüfsteine� Seite 1–4

„Wie hältst Du,s mit der Pflege?“, 
lautet die Gretchenfrage der Bran­
che, aber auch der Gesellschaft, an 
die Parteien vor der Bundestags­
wahl. PflegeManagement hat die 
Antworten der Politik gesammelt.

Gastkommentar� Seite 1–2

„Stationäre und ambulante Pflege 
müssen noch besser miteinander 
verknüpft werden“, fordert Bun­
desgesundheitsminister Wolfgang 
Gröhe in seinem Gastkommentar 
im PflegeManagement. 

bpa-Präsident� Seite 8

Auf der Mitgliederversammlung 
des Bundesverbandes privater 
Anbieter sozialer Dienste in Berlin 
wurde Bernd Meurer für weitere 
vier Jahre in seinem Amt als Präsi­
dent des Verbandes bestätigt.

Kreditbedarf� Seite 12–13

Der Finanzierungsbedarf zur 
Sanierung sowie für den Neubau 
stationärer und ambulanter Pflege­
einrichtungen steigt. Gleichzeitig 
verschärfen sich die Anforderun­
gen an Kreditvergaben durch die 
Banken.

REHACARE� Seite 15

Mit einem hochkarätigen Vortrags­
programm lockt die REHACARE 
Anfang Oktober nach Düsseldorf. 
700 Aussteller aus 36 Ländern wer­
den erwartet.

Weltosteoporosetag� Seite 16

Anlässlich des Weltosteoporose­
tages am 21. Oktober 2017 ver­
anstaltet der Bundesselbsthilfe­
verband für Osteoporose e.V. einen 
Patientenkongress in Berlin. Eine 
kostenlose Teilnahme ist ohne 
Anmeldung möglich.

August/September 2017

Am 24. September 2017 wählen die Deutschen einen neuen Bundestag. Nach einer repräsen­
tativen Umfrage des Zentrums für Qualität in der Pflege sagen 53 Prozent der Wahlberechtig­
ten über 50 Jahre, dass die Situation in der Pflege im Alter für sie ein Kriterium dafür sei, wo 
sie ihr Kreuz machen. Die Redaktion PflegeManagement hat deshalb die Parteien einem Wahl­
check unterzogen und CDU, SPD, Grüne, FDP, die Linke und AfD zu ihren Vorstellungen 
rund um das Thema Pflege befragt. Fast alle Parteien haben geantwortet. Nur von der AfD 
lagen bei Redaktionsschluss keine Antworten vor.� £ Fortsetzung auf Seite 2

Gastkommentar

Eine gute Pflege für alle Menschen
Vor vier Jahren hat sich die von 
Bundeskanzlerin Angela Merkel 
geführte Bundesregierung „Ver-
besserungen in der Pflege“ als 
einen Arbeitsschwerpunkt ge-
setzt. Heute können wir sagen: 
Wir haben für Pflegebedürftige, 
ihre Angehörigen und unsere 
Pflegekräfte einen Kraftakt ge-
schafft.

20 Jahre nach ihrer Einführung ha­
ben wir die Pflegeversicherung auf 
eine neue Grundlage gestellt. Mit 
mehr als fünf Milliarden Euro zu­
sätzlich pro Jahr haben wir die Un­
terstützung für Pflegebedürftige und 
ihre Angehörigen spürbar ausgebaut. 

Eine solche Leistungs­
verbesserung im Um­
fang von rund 20 Pro­
zent hat es in einem 
sozialen Sicherungssys­
tem so noch nie gege­
ben.
Besonders erfreulich 
ist: Die Leistungsver­
besserungen kommen 
an! 2016 haben rund 
2,9 Millionen Pflegebedürftige und 
ihre Familien Leistungen im Um­
fang von 28,3 Milliarden Euro aus 
der Pflegeversicherung erhalten. 
Das ist ein deutlicher Anstieg im 
Vergleich zu den vergangenen Jah­
ren – und eine gute Nachricht für 

die Pflegebedürftigen 
und ihre Familien! Die 
Unterstützung setzt 
jetzt deutlich früher an 
– etwa wenn eine Du­
sche altersgerecht um­
gebaut werden muss 
oder Hilfe im Haus­
halt nötig ist – und sie 
steigt mit wachsen­
dem Bedarf. 

In den nächsten Jahren werden da­
durch rund eine halbe Million Men­
schen zusätzlich erstmals Leistun­
gen aus der Pflegeversicherung 
erhalten. Mit dem Grundsatz „Reha 
vor Pflege“ tragen wir dem Wunsch 
Rechnung, so lange wie möglich 

selbstständig zu leben. Ganz wichtig 
ist zudem: Die 1,6 Millionen De­
menzkranken in unserem Land ha­
ben nun endlich einen gleichbe­
rechtigten Zugang zu allen 
Leistungen der Pflegeversicherung. 
Dass die Umstellung auf das neue 
Begutachtungsverfahren und das 
neue Leistungsrecht so gut klappte, 
verdanken wir auch dem uner­
müdlichen Einsatz der vielen Pfle­
gekräfte vor Ort, den Kassen und 
Beratungsstellen. Das zeigt: Pflege 
ist eine Mannschaftsleistung, bei 
der es auf jede und jeden an­
kommt! 
 
� £ Fortsetzung auf Seite 2
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PflegeManagement: Welche 
Schwerpunkte will Ihre Partei in 
den kommenden fünf Jahren in der 
Pflege setzen? 
CDU: Wir werden uns weiter da­
für einsetzen, älteren und pflege­
bedürftigen Menschen ein selbst­
ständiges und selbstbestimmtes 
Leben zu ermöglichen. Dazu gehö­
ren viele präventive Maßnahmen, 
wie niedrigschwellige Angebote in 
der Bewältigung des Alltags oder 
die Förderung von Baumaßnah­
men zur Herstellung der Barriere­
freiheit. Es muss in unserer Gesell­
schaft bei veränderten Gegeben­
heiten möglich sein, dass ältere 
und auch pflegebedürftige Men­
schen, wenn sie es wünschen, so 
lange wie möglich in ihrer Häus­
lichkeit und ihrem gewohnten 
Umfeld bleiben können. In diesem 
Kontext ist auch unser Grundsatz 
„Reha vor Pflege“ zu sehen. Das 
wollen wir ausbauen. Die Zustän­
digkeit und Finanzierung für die 
geriatrische Rehabilitation sollte 
für Bezieher von Leistungen nach 
SGB XI bei der Pflegeversicherung 
liegen.  
PflegeManagement: Eine der gro-
ßen Herausforderungen in der 
Pflege ist der Fachkräftemangel. 
Laut Prognosen wird er sich bis 
2030 noch verschlimmern. Wie wol-
len Sie gegensteuern? 
CDU: In vielen Branchen ist der 
Fachkräftemangel erkennbar. 
Junge Menschen prüfen bei ihrer 
Berufswahl neben ihren persön­
lichen Neigungen vor allem die 
Attraktivität und die Aufstiegs­
chancen. Hier konkurriert die 
Pflegebranche mit vielen anderen 
um leider zu wenig junge Men­

schen in unserem Land. Deshalb 
haben wir die große Reform in der 
Pflegeversicherung verabschiedet 
und die Pflegeberufereform auf 
den Weg gebracht. Die künftige 
Durchlässigkeit zwischen den drei 
Fachbereichen in der Pflege sichert 
für die Zukunft Flexibilität. Auch 
Quereinsteiger sind in der Pflege 
wichtig. Deshalb haben wir die 
dauerhafte Finanzierung in der 
Umschulung gesichert. Neben bes­
seren Bedingungen in der Arbeits­
organisation und weniger Bürokra­
tie kann jetzt eine bessere 
Bezahlung der Pflegekräfte durch­
gesetzt werden.  

PflegeManagement: In der Pflege 
wird auch Geld verdient. Das lockt 
Kriminelle in die Branchen, Stich-
wort: Pflege-Mafia. Welche Instru-
mente wollen Sie installieren, um 
dem Betrug einen Riegel vorzuschie-
ben? 
CDU: Allein die Tatsache, dass 
Menschen die Not anderer Men­
schen zu Lasten der Solidarge­
meinschaft zum Geschäftsmodell 
erheben, ist ein Unding, aber 
Wirklichkeit. Deshalb wurden im 
Pflegestärkungsgesetz III die ge­
setzlichen Rahmenbedingungen 
zur Vorbeugung, Aufdeckung und 
Bekämpfung von Pflege- und Ab­
rechnungsbetrug in der Pflege wei­
terentwickelt. Kranken- und Pfle­
geversicherungen haben mehr 
Kontrollbefugnisse. Die GKV hat 
ein systematisches Prüfrecht erhal­
ten. Damit können Leistungsqua­
lität und Abrechnungen im ambu­
lanten Dienst überprüft werden. 
Qualitätsprüfungen des MDK kön­
nen nicht mehr durch standardi­
sierte Widersprüche verhindert 
werden. Der MDK muss personell 
besser ausgestattet sein. Wir for­
dern ein konsequentes juristisches 
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£ Fortsetzung von Seite 1 wort: Pflege-Mafia. Welche Instru-
mente wollen Sie installieren, um 
dem Betrug einen Riegel vorzuschie-
ben?
SPD: Jeder Fall von Pflegebetrug 
oder organisierter Kriminalität im 
Bereich der Pflege höhlt das Ver­
trauen in die Pflege aus und trifft 
auch jene Dienste, die gute Arbeit 
leisten. Wir brauchen deshalb eine 
spürbare Reaktion des Staates auf 
den jüngsten Bericht zum Betrug 
in der Pflege. Bereits beschlossen 
ist, dass ambulante Pflegedienste 
unangemeldet Besuch vom Medi­
zinischen Dienst der Krankenkas­
sen bekommen können. Die Mög­
lichkeit des Betrugs ist damit 
massiv eingeschränkt. Soweit es 
sich um organisierte Kriminalität 
handelt, brauchen wir Schwer­
punktermittlungsdienste und 
Schwerpunktstaatsanwaltschaften.
PflegeManagement: In der Pflege 
gilt seit Jahren der Leitsatz: „ambu-
lant vor stationär“. Das birgt die 
Gefahr, dass das Angebot an Plätzen 
in der stationären Pflege bei Zu-
nahme der schwer- oder schwerst
pflegebedürftigen Menschen in Zu-
kunft nicht ausreicht. Wie wollen Sie 
dieser Entwicklung begegnen?
SPD: Rund 1,9 Millionen pflegebe­
dürftige Menschen werden ambu­
lant versorgt. Bei mehr als zwei 
Drittel der Pflegebedürftigen ge­
schieht dies zu Hause. Einrichtun­
gen, in denen pflegebedürftige 
Menschen stationär gepflegt und 
betreut werden, werden also wei­
terhin gebraucht. Entscheidend für 
die Weiterentwicklung dieser Ein­
richtungen ist, dass die Würde, das 
Wahlrecht des Wohnorts und der 
Bedarf der pflegebedürftigen Men­
schen im Mittelpunkt stehen.

PflegeManagement: Die Pflege 
stöhnt über den Bürokratieauf-
wand. Wo sehen Sie Potenziale für 
Entbürokratisierung?
SPD: Im Sinne der Pflegebedürfti­
gen und ihrer Angehörigen, für die 
wirtschaftliche Erbringung und die 
Transparenz der Leistungen und 
die Sicherung und Verbesserung 
der Qualität ist die Dokumentation 
unerlässlich. Gerade die Digitali­
sierung, die wir voranbringen wer­
den, kann hier dazu beitragen, den 
Aufwand für notwendige Doku­
mentationen zu verringern.

PflegeManagement: Welche 
Schwerpunkte will Ihre Partei in 
den kommenden fünf Jahren in der 
Pflege setzen?
Grüne: Wir stellen den Menschen 
in den Mittelpunkt. Menschen, die 
pflegebedürftig sind, sollen selbst­
bestimmt und gut versorgt leben 
können. Dafür verbessern wir die 
persönliche Beratung durch unab­
hängiges Case-Management und 
bringen die Qualität in der Pflege 
voran. Pflegende Angehörige ent­
lasten wir, indem wir mit der grü­
nen PflegeZeit Plus den Anspruch 
auf eine dreimonatige Auszeit mit 

Lohnersatz schaffen, damit gute 
Pflege organisiert werden kann. Wir 
ergreifen zügig Maßnahmen für 
mehr und besser bezahltes Personal. 
Mit der grünen Bürgerversicherung 
sorgen wir für eine nachhaltige und 
solidarische Finanzierung der Pfle­
gekosten. Den Kommunen geben 
wir mehr Möglichkeiten, Pflegean­
gebote vor Ort zu gestalten. Denn 
sie sind der Ort, an dem sich der 
Alltag der Menschen abspielt und 
wo Bedarfe sichtbar werden. 

PflegeManagement: Eine der gro-
ßen Herausforderungen in der 
Pflege ist der Fachkräftemangel. 
Laut Prognosen wird er sich bis 
2030 noch verschlimmern. Wie wol-
len Sie gegensteuern?
Grüne: Wir bringen zügig ein um­
fassendes Maßnahmenpaket gegen 
den Fachkräftemangel in der Pflege 
auf den Weg. Dazu gehören ein 
Sofortprogramm für mehr Pflege­
stellen in Kran­
kenhäusern, ver­
bindliche Perso­
nalbemessungsre­
gelungen in 
Alten- und Krankenpflege und eine 
Offensive für bessere Arbeitsbedin­
gungen in der Pflege. Ziele müssen 
dabei eine bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, mehr Ge­
sundheitsförderung am Arbeits­
platz und der konsequente Abbau 
von Bürokratie sein. Wir setzen uns 
außerdem für ein attraktives und 
durchlässiges Aus-, Fort- und Wei­
terbildungssystem ein, damit wir 
mehr Nachwuchskräfte für den 
Pflegeberuf gewinnen können. Bei 
den Tarifpartnern machen wir uns 
stark für einen Tarifvertrag Soziales, 
der für faire Löhne in der Pflege 
sorgen kann.

PflegeManagement: In der Pflege 
wird auch Geld verdient. Das lockt 
Kriminelle in die Branchen, Stich-
wort: Pflege-Mafia. Welche Instru-
mente wollen Sie installieren, um 
dem Betrug einen Riegel vorzuschie-
ben?
Grüne: Gegen organisierten Ab­
rechnungsbetrug müssen wir hart 
vorgehen. Die allermeisten Pflege­
dienste leisten jedoch gute Arbeit, 
wir dürfen sie nicht unter General­
verdacht stellen. Es gibt bereits 
Kontrollmöglichkeiten in der häus­
lichen Pflege, das ist gut. Doch ins­
gesamt sollten alle Beteiligten bes­
ser zusammenarbeiten, damit 
Betrug besser aufgedeckt wird. 
Dazu gehört auch die Zusammen­
arbeit mit den Sozialhilfeträgern, 
denn ein großer Teil des Betrugs 
findet im Bereich der Hilfe zur 
Pflege statt. Die digitale Dokumen­
tation würde mehr Transparenz 
über die erbrachten und abgerech­
neten Leistungen schaffen. Zudem 
schlagen wir eine engere Zusam­
menarbeit der Staatsanwaltschaft 
mit den Kranken- und Pflegekas­
sen vor, zum Beispiel durch eine 
Fachstelle zur Beratung der ermit­
telnden Staatsanwaltschaften.

PflegeManagement: In der Pflege 
gilt seit Jahren der Leitsatz: „ambu-
lant vor stationär“. Das birgt die 
Gefahr, dass das Angebot an Plät-
zen in der stationären Pflege bei 
Zunahme der schwer- oder 

schwerstpflegebedürftigen Men-
schen in Zukunft nicht ausreicht. 
Wie wollen Sie dieser Entwicklung 
begegnen? 
Grüne: Grundsätzlich stehen wir 
der Absicht, den ambulanten Be­
reich in der Pflege zu stärken, sehr 
positiv gegenüber. Wir stehen für 
das Prinzip „ambulant vor statio­
när“. Der weitaus überwiegende 
Teil der alten und pflegebedürfti­
gen Menschen möchte in den ver­
trauten vier Wänden bleiben. Es 
sollte alles dafür getan werden, 
auch schwer- und schwerstpflege­
bedürftigen Menschen – wenn sie 
das möchten – zu ermöglichen, zu 
Hause wohnen bleiben zu können. 
Gleichwohl gibt es Menschen, die 
das nicht wollen oder nicht kön­
nen. Für diese muss natürlich eine 
stationäre Versorgung möglich 
sein. Die Absenkung der stationä­
ren Leistungsbeträge für Pflegebe­
dürftige der Pflegegrade 2 und 3 

durch die jüngs­
ten Pflegerefor­
men ist zweifellos 
ein markanter 
Einschnitt. Die 

konkreten Wirkungen dieser Um­
stellung müssen aus unserer Sicht 
sehr engmaschig bewertet werden.

PflegeManagement: Die Pflege 
stöhnt über den Bürokratieauf-
wand. Wo sehen Sie Potenziale für 
Entbürokratisierung? 
Grüne: Viele Untersuchungen be­
legen, dass Pflegekräfte in hohem 
Umfang mit der Erfüllung büro­
kratischer Tätigkeiten befasst sind, 
von denen viele unnötig oder ge­
doppelt sind. Deshalb sind An­
strengungen zur Entbürokratisie­
rung der pflegerischen Tätigkeit zu 
initiieren und bestehende Ansätze 
zu verstärken. Ein Beispiel ist das 
„Strukturmodell zur Entbürokra­
tisierung der Pflegedokumenta­
tion“. Dabei sollte jedoch immer 
darauf geachtet werden, dass die 
Entbürokratisierung nicht zu Las­
ten der Pflegequalität geht. Des 
Weiteren muss die Digitalisierung 
im Gesundheitswesen auch die 
Pflege mit einbeziehen, damit Ar­
beitsabläufe vereinfacht werden 
können und eine reibungslose 
Kommunikation mit Arztpraxen, 
Krankenhäusern oder Apotheken 
möglich ist. Dabei hat ein guter 
Datenschutz für uns hohe Priorität.

PflegeManagement: Welche 
Schwerpunkte will Ihre Partei in 
den kommenden fünf Jahren in der 
Pflege setzen? 
LINKE: DIE LINKE will mehr 
Leistungsangebote, mehr Pflege­
qualität und zugleich die Men­
schen mit Pflegebedarf finanziell 
entlasten. Alle sollen unabhängig 
von Geldbeutel und Wohnort wäh­
len können, von wem und in wel­
cher Form die erforderliche Pflege 
erbracht wird. Dafür sind vor allem 
die stationäre Pflege sowie Kombi­
nationsmöglichkeiten auszubauen. 
Entscheidend sind Sofortmaßnah­
men für mehr Pflegepersonal. Die 
finanziellen Belastungen der Men­

Editorial

Tragfähige Lösungen gesucht
Von Hans-Martin Heider, Verleger

Die Alterspyramide steht Kopf. 
Der demografische Wandel in 
unserer Gesellschaft ist drama-
tisch. Was für uns persönlich 
bei guter Gesundheit ein Privi-
leg ist, wird für Staat und Ge-
sundheitssysteme zur größten 
Herausforderung für die Zu-
kunft. Die Gesellschaft wird zu-
nehmend älter und damit steigt 
auch der allgemeine Pflegebe-
darf. Deshalb müssen wir die 
politisch gestaltende Klasse an 
ihren Taten und ihren Konzep-
ten auf diesem Problemfeld 
messen. Das haben wir in der 
aktuellen Ausgabe der Zeitung 
PflegeManagement getan.

Gleich auf der Titelseite beginnt 
unsere Umfrage unter den im 
Bundestag vertretenen Parteien zu 
deren Ideen und Antworten auf 

offene Fragen in der Pflege. Aus 
gegebenem Anlass. Denn am 
24. September 2017 wählen wir 
alle einen neuen Bundestag. 
Zukunftsfähig sind nach meiner 
festen Überzeugung nur solche 
Parteien, die tragfähige Lösungen 
für den Pflegenotstand anbieten 
können. Jeder, der in dieser Bran­
che tätig ist, wird bestätigen, dass 
es sich bei einer solchen Anforde­
rung um keine dramatisierende 
Übertreibung handelt, sondern 
vielmehr um eine ganz nüchterne 

Wahrnehmung der Realität. Das 
ist keineswegs ein Ruf nach Klien­
telpolitik, der nur das Manage­
ment sowie die Mitarbeiter in 
Pflegeeinrichtungen und die zu 
Pflegenden selbst betrifft. Für 53 
Prozent der über Fünfzigjährigen 
ist die Pflege im Alter ein wesent­
liches Kriterium für deren Wahl­
entscheidung, wie eine repräsen­
tative Umfrage ergab. Also auch 
für mich, für Sie und für uns alle.
Bundesgesundheitsminister Her­
mann Gröhe verspricht in einem 
Gastkommentar exklusiv für unsere 
Zeitung, mehr junge Menschen für 
den Pflegeberuf zu begeistern, für 
gute Ausbildungs- sowie Arbeitsbe­
dingungen zu sorgen und dem 
Fachkräftemangel wirksam zu be­
gegnen. Wir werden Sie beim Wort 
nehmen, Herr Minister.� ◆

Ihr Hans-Martin Heider

sorgungsdienste für den betroffe­
nen Pflegebedürftigen. Allerdings 
findet diese Dokumentation zu­
meist durch Eingabe der Pflege­
kraft statt. Das ist nicht mehr zeit­
gemäß. Vielmehr müssen alle 
Möglichkeiten der digitalen Erfas­
sung genutzt werden. Das spart 
Zeit, vermeidet Doppelungen und 
Fehler. Auch Nachträge sind bes­
ser nachvollziehbar. Die Pflegedo­
kumentation muss künftig voll­
ständig zwischen allen Beteiligten 
der Versorgungskette digitalisiert 
sein. Auch das Abrechnungsver­
fahren muss vollelektronisch ab­
laufen.

PflegeManagement: Welche 
Schwerpunkte will Ihre Partei in 
den kommenden fünf Jahren in der 
Pflege setzen?
SPD: Die SPD wird den Weg fort­
setzen, den wir mit den Pflegere­
formgesetzen in den vergangenen 
Jahren einge­
schlagen haben 
und noch stärker 
auch die familiär 
und beruflich 
Pflegenden in 
den Blick nehmen. Zuwendung 
braucht Zeit. Wir wollen den Pfle­
genden mehr Zeit für Zuwendung 
geben. Rund 1,9 Millionen pflege­
bedürftige Menschen werden am­
bulant versorgt. Bei mehr als zwei 
Drittel der Pflegebedürftigen ge­
schieht dies zu Hause. Sie und ihre 
Familien wollen dies meistens auch 
so. Wer Angehörige pflegt, braucht 

mehr Zeit für Zuwendung und oft 
auch finanzielle Unterstützung. 
Wir führen die Familienarbeitszeit 
für Pflegende ein. So ermöglichen 
wir Menschen, die Familienmit­
glieder pflegen, eine Freistellung 
von der Arbeit mit Lohnersatzleis­
tung. Wir wollen verbindliche Per­
sonalstandards umsetzen. Wir 
brauchen bessere Arbeitsbedin­
gungen in der Pflege und einen 
leichteren Zugang zu Ausbildung 
und Studium. Das Pflegeberufege­
setz ist dazu ein wichtiger Beitrag. 
Eine gute und sichere Versorgung 
für Patientinnen und Patienten 
gibt es nur mit ausreichend Perso­
nal. Wir werden ein Sofortpro­
gramm für mehr Personal in der 
Altenpflege umsetzen. 

PflegeManagement: Eine der gro-
ßen Herausforderungen in der 
Pflege ist der Fachkräftemangel. 
Laut Prognosen wird er sich bis 
2030 noch verschlimmern. Wie wol-
len Sie gegensteuern?
SPD: Wir wollen die sozialen Be­
rufe aufwerten. Künftig soll aus der 
vollschulischen Ausbildung eine 
echte duale Ausbildung werden, 
um einen Anreiz zu schaffen, dass 
auch Männer verstärkt diese Berufe 
ergreifen. Aufgrund der vielfältigen 
Herausforderungen, vor denen un­
sere Gesellschaft steht, werden die 
sozialen Berufe weiter an Bedeu­

tung gewinnen. 
Der Bedeutungs­
zuwachs der Be­
rufe in der Pflege 
muss sich auch 
im Einkommen 

widerspiegeln. Um der Zersplitte­
rung der arbeitsrechtlichen Verein­
barungen und der Tarifabschlüsse 
zu begegnen, ist ein allgemeinver­
bindlicher Branchentarifvertrag 
Soziales notwendig.

PflegeManagement: In der Pflege 
wird auch Geld verdient. Das lockt 
Kriminelle in die Branchen, Stich-

„Wahlmöglichkeit 
für Betroffene“

„Sofortprogramm 
für Pflegestellen“

schen mit Pflegebedarf und ihrer 
Familien durch Eigenanteile, In­
vestitionskosten- und Ausbil­
dungszuschläge sollen sinken. Un­
sere Lösung ist die Solidarische 
Pflegeversicherung: Alle zahlen 
nach einem gleichen Prozentsatz 
auf alle Einkommensarten, auch 
Kapitalerträge, ein. Werden Bei­
tragsbemessungsgrenze und die 
Private Pflegeversicherung als 
Vollversicherung aufgehoben, 
bringt das mehr als 12 Milliarden 
Euro jährlich an Mehreinnahmen.

PflegeManagement: Eine der gro-
ßen Herausforderungen in der 
Pflege ist der Fachkräftemangel. 
Laut Prognosen wird er sich bis 
2030 noch verschlimmern. Wie wol-
len Sie gegensteuern?
LINKE: DIE LINKE will den Pfle­
geberuf attraktiv machen. Tarifli­
che Bezahlung muss allgemein­

verbindlich werden, auch in der 
häuslichen Krankenpflege. Der 
Pflegemindestlohn soll weiter 
steigen und bundeseinheitlich 
gelten. Keine Pflegefachkraft darf 
weniger als 3.000 Euro brutto in 
Vollzeit verdienen. Kurzfristig ist 
das finanzierbar, wenn der Pflege­
vorsorgefonds in einen Pflegeper­
sonalfonds umgewandelt wird. 
Personaluntergrenzen brauchen 
alle Pflegebereiche, nicht nur in 
den Krankenhäusern. Deren Ein­
haltung ist wirksam zu kontrollie­
ren. Wir wollen familienfreundli­
che Arbeitszeitregelungen. Tech­
nische Assistenzsysteme sollen 
die Gesundheitsbelastungen re­
duzieren und mehr Pflegezeit 
ermöglichen. Die Aus- und 
Weiterbildungsförderung ist aus­
zubauen. Pflegekräfte mit Migra­
tionshintergrund bereichern die 
Pflegeangebote, können alleine 

und genehmigungsrechtliches 
Vorgehen gegen kriminelle Pflege­
dienste.  

PflegeManagement: In der Pflege 
gilt seit Jahren der Leitsatz: „am-
bulant vor stationär“. Das birgt 
die Gefahr, dass das Angebot an 
Plätzen in der stationären Pflege 
bei Zunahme der schwer- oder 
schwerstpflegebedürftigen Men-
schen in Zukunft nicht ausreicht. 
Wie wollen Sie dieser Entwicklung 
begegnen?  
CDU: Wir halten am Grundsatz 
„ambulant vor stationär“ fest, weil 
das dem Wunsch der Menschen 
entspricht. Zunehmendes Alter 
bedeutet nicht regelhaft Schwerst­
pflegebedürftigkeit. Gleichwohl ist 
flächendeckend ausreichend Ka­
pazität zu schaffen und vorzuhal­
ten. Die Bedarfe zu ermitteln, liegt 
in der kommunalen Verantwor­
tung. Wenn zusätzlich durch pri­
vate Anbieter stationäre Pflege­
plätze geschaffen werden, erhöht 
sich die Wahlmöglichkeit für Be­
troffene. Da sich derzeit ein Wan­
del in den Wohnformen der stati­
onären Einrichtungen abzeichnet, 
kann gut auf die besondere Situa­
tion des jeweiligen Pflegebedürfti­
gen reagiert werden. Diese Flexi­
bilität ist auszubauen. Gleichzeitig 
brauchen wir Transparenz, um 
Vertrauen sowohl innerhalb der 
Einrichtung als auch gegenüber 
dem Umfeld zu sichern.  

PflegeManagement: Die Pflege 
stöhnt über den Bürokratieauf-
wand. Wo sehen Sie Potenziale für 
Entbürokratisierung? 
CDU: Die verabschiedete große 
Pflegereform enthält mehrere 
Maßnahmen zur Entbürokratisie­
rung und Verschlankung der Pfle­
gedokumentation. Dokumentiert 
werden sollen in Zukunft außerge­
wöhnliche Ereignisse, nicht mehr 
die selbstverständlichen regelhaft 
wiederkehrenden Pflege- und Ver­

Die Erfahrungen und Fähigkeiten 
unserer Pflegekräfte werden künf­
tig noch wichtiger denn je. Und wir 
werden mehr Pflegekräfte brau­
chen. Denn in einer älter werden­
den Gesellschaft wächst auch die 
Zahl der Pflegebedürftigen. Es ist 
daher unsere gemeinsame Auf­
gabe, mehr junge Menschen für 
den Pflegeberuf zu begeistern. 
Hierzu bedarf es guter Ausbil­
dungs- und Arbeitsbedingungen 
und einer angemessenen Bezah­
lung. Deshalb haben wir dafür ge­
sorgt, dass mehr Pflegefachperso­
nal eingestellt werden kann, die 
Zahl der zusätzlichen Betreuungs­
kräfte nahezu verdoppelt wurde, 
unnötige Bürokratie abgebaut und 
die Bezahlung der Pflegekräfte 
nach Tarif gestärkt wird. Und wir 
haben eine umfassende Moderni­
sierung der Pflegeausbildung auf 
den Weg gebracht, die bessere Be­
rufs- und Aufstiegschancen er­

möglicht. Besonders wichtig: 
Schulgeld in der Altenpflege gehört 
bald der Vergangenheit an. Damit 
leisten wir einen Beitrag, dem 
Fachkräftemangel wirksam zu be­
gegnen. 
Die Frage, wie wir unser Gesund­
heitswesen vor dem Hintergrund 
einer älter werdenden Gesellschaft 
fit für die Zukunft machen, wird 
auch künftig die Gesundheitspoli­
tik bestimmen. Dabei wird es da­
rum gehen, stationäre und ambu­
lante Versorgung noch besser 
miteinander zu verknüpfen und 
die Chancen der Digitalisierung im 
Gesundheitswesen stärker zu nut­
zen. Ziel ist, dass die gute Versor­
gung und Pflege auch weiterhin 
allen Menschen in unserem Land 
zugutekommt.� ◆

Hermann Gröhe, CDU,  
Bundesgesundheitsminister

Anzeige
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jedoch den Fachkräftemangel 
nicht beheben.

PflegeManagement: In der Pflege 
wird auch Geld verdient. Das lockt 
Kriminelle in die Branchen, Stich-
wort: Pflege-Mafia. Welche Instru-
mente wollen Sie installieren, um dem 
Betrug einen Riegel vorzuschieben?
LINKE: DIE LINKE will vor allem 
die Quellen austrocknen, die zum 
Pflegebetrug motivieren. Mehr 
Transparenz muss her: über Preise, 
Vergütungsverhandlungen und 
Abrechnungen. Pflege und Markt 
passen nicht zusammen. Wir wol­
len mehr kommunale und gemein­
nützige Leistungsanbieter. Klare 
Qualitätsvorgaben für die Zulas­
sung eines Pflegedienstes gehören 
ebenso dazu wie bessere Abrech­
nungskontrollen. Die betriebliche 
Interessenvertretung, Heimbeiräte 
und Seniorenvertretungen wollen 

wir stärken. Whistleblower brau­
chen einen gesetzlichen Schutz, 
wenn sie Missstände öffentlich ma­
chen. Schwerpunktstaatsanwalt­
schaften lehnt DIE LINKE nicht ab. 
Doch sind sie kein Instrument, um 
Pflegebetrug zu verhindern. Der 
Medizinische Dienst und die Stel­
len zur Bekämpfung von Fehlver­
halten in der GKV sind unabhän­
gig auszugestalten.

PflegeManagement: In der Pflege 
gilt seit Jahren der Leitsatz: „am-
bulant vor stationär“. Das birgt 
die Gefahr, dass das Angebot an 
Plätzen in der stationären Pflege 
bei Zunahme der schwer- oder 
schwerstpflegebedürftigen Men-
schen in Zukunft nicht ausreicht. 
Wie wollen Sie dieser Entwicklung 
begegnen?
LINKE: „Ambulant vor stationär“ 
darf nicht heißen, dass professio­

nelle Sachleistungen oder statio­
näre Pflege nicht für jede und je­
den gleichermaßen zugänglich 
sind. Das gilt insbesondere für 
Menschen mit hohem Pflegebedarf 
oder im ländlichen Raum. Wir 
wollen eine qualifizierte regionale 
Bedarfsplanung, in der alle Be­
troffenen mitentscheiden können. 
Stationäre Pflege darf nicht aus 
Kostengründen verweigert wer­
den. Stationäre Pflegeplätze müs­
sen bedarfsgerecht zur Verfügung 
stehen. Deshalb sollen die Länder 
ihrer Investitionsverantwortung 
wieder nachkommen (können). 
Die Vermögenssteuer der LIN­
KEN, die ausschließlich den Län­
dern zugutekommt, könnte dafür 
eine Basis schaffen. Kurzfristig 
sind mögliche Budget- und Perso­
nalverluste in stationären Pflege­
einrichtungen durch die Einfüh­
rung der Pflegegrade zu prüfen 
und zu kompensieren.

PflegeManagement: Die Pflege 
stöhnt über den Bürokratieauf-
wand. Wo sehen Sie Potenziale für 
Entbürokratisierung?
LINKE: Entbürokratisierung um­
fasst mehr, als nur eine vereinfachte 
Pflegeabrechnung. Eine einheitliche 
Patientennummer sowohl für die 
Kranken- als auch für die Pflegever­
sicherung minimiert nicht nur den 
Abrechnungsaufwand, sondern 
auch Betrugsmöglichkeiten. Bun­
deseinheitliche digitale Standards 
bei klaren Datenschutzregeln er­
leichtern die Datenerfassung. Ein­
heitliche Vertragstexte schaffen 
vergleichbare Prüfbedingungen. 
Für erforderlich hält DIE LINKE 
auch, die Prüfinhalte der Aufsichts­
instanzen eindeutig abzugrenzen 
und aufeinander abzustimmen. Der 
bürokratische Aufwand für Anträge 
und Abrechnungen der Menschen 
mit Pflegebedarf ist insbesondere 
im Hilfsmittel- und Rehabilitations­
bereich deutlich zu senken. Maß­
nahmen zur Entbürokratisierung 
dürfen nicht zu Personalabbau, son­
dern sollen zu mehr Zeit in den 
Pflegeeinrichtungen führen.

PflegeManagement: Welche 
Schwerpunkte will Ihre Partei in 

den kommenden fünf Jahren in der 
Pflege setzen? 
FDP: Wir Freie Demokraten set­
zen uns für eine humane und qua­
litativ hochwertige Pflege ein, um 
Menschen auch bei Krankheit oder 
Behinderung und im Alter ein 
selbstbestimmtes Leben zu ermög­
lichen. Hierfür fordern wir mehr 
gesellschaftliche Wertschätzung 
der verantwortungsvollen Arbeit 
der vielen Pflegeleistenden in 
Deutschland. Wesentliche Ansatz­
punkte zur Stärkung der Pflegen­
den sehen wir in Deregulierung 
und Bürokratieabbau, auch durch 
den koordinierten Einsatz von IT- 
und Assistenzsystemen, ausrei­
chend Personal in der Pflege ge­
mäß der fachlichen Notwendigkei­
ten sowie eine höhere Attraktivität 
der Pflegeberufe durch verbesserte, 
insbesondere familienfreundliche 
Arbeitsbedingungen und eine leis­
tungsgerechte Bezahlung. Zudem 
ist das Antrags- und Bewilligungs­
verfahren bei den Kostenträgern zu 
vereinfachen.  

PflegeManagement: Eine der gro-
ßen Herausforderungen in der 
Pflege ist der Fachkräftemangel. 
Laut Prognosen wird er sich bis 
2030 noch verschlimmern. Wie wol-
len Sie gegensteuern? 
FDP: Wir Freie Demokraten hal­
ten es hier für zentral, die Attrak­
tivität der Pflegeberufe zu steigern. 
Dafür notwendig sind vor allem 
bessere Arbeitsbedingungen, at­
traktive Vergütungen sowie Auf­
stiegs- und Weiterbildungsmög­
lichkeiten. Pflegende tragen große 
Verantwortung, sind fachlich qua­
lifiziert und sind körperlich und 
psychisch stark gefordert. Das 
muss sich in der Vergütung ihrer 
Arbeit widerspiegeln. Damit för­
dern wir die Attraktivität des Beru­
fes. Zudem wollen wir ein Einwan­
derungsrecht mit klaren Kriterien 
nach einem Punktesystem schaffen, 
das die dauerhafte Fachkräfteeinwan­
derung erleichtert und klar regelt. 

PflegeManagement: In der Pflege 
wird auch Geld verdient. Das lockt 
Kriminelle in die Branchen, Stich-
wort: Pflege-Mafia. Welche Instru-
mente wollen Sie installieren, um dem 
Betrug einen Riegel vorzuschieben?
FDP: Da heute sehr viele Men­
schen im Pflegebereich tätig sind, 
stellt Betrug eine reale Gefahr dar. 
Gerade Menschen, die sich nicht 
selbst zur Wehr setzen können, 

brauchen hier Unterstützung. Hier 
muss vordergründig das Kontroll­
system verbessert werden, vor al­
lem im ambulanten Bereich. Es 
müssen unangemeldete Kontrollen 
erfolgen. Zudem muss die Justiz 
bei aufgeklärten Betrugsfällen hart 
durchgreifen.  

PflegeManagement: In der Pflege 
gilt seit Jahren der Leitsatz: „am-
bulant vor stationär“. Das birgt 
die Gefahr, dass das Angebot an 
Plätzen in der stationären Pflege 
bei Zunahme der schwer- oder 
schwerstpflegebedürftigen Men-
schen in Zukunft nicht ausreicht. 
Wie wollen Sie dieser Entwicklung 
begegnen?    
FDP: Grundsätzlich sollen Pflege­
bedürftige und deren Angehörige 
entscheiden können, ob sie zu 
Hause oder stationär versorgt wer­
den wollen. In Fällen schwerer und 
schwerster Pflegebedürftigkeit ist 
aber eine stationäre Versorgung 
unumgänglich. Für eine vollstän­
dige Finanzierung der pflegeri­
schen Versorgung und Betreuung 
wird auch in Zukunft Eigenverant­
wortung übernommen werden 
müssen. Auch vor dem Hinter­
grund des demografischen Wan­
dels, der dazu führen wird, dass 
sich die Schere zwischen Einnah­
men und Ausgaben in der Pflege­
versicherung immer weiter öffnet, 
ist eine Eigenvorsorge zu empfeh­
len. Immer mehr Leistungsbezie­
hern stehen immer weniger Bei­
tragszahlungen gegenüber. Deshalb 
brauchen wir ergänzend zur umla­
gefinanzierten Pflegeversicherung 
eine Stärkung der Kapitaldeckung. 
Einsparungspotenziale sehen wir 
vor allem durch Entbürokratisierung.  

PflegeManagement: Die Pflege 
stöhnt über den Bürokratieauf-
wand. Wo sehen Sie Potenziale für 
Entbürokratisierung?   
FDP: Der Abbau von Bürokratie 
ist für uns Freie Demokraten ein 
großes Anliegen. Besonders in den 
Pflegeberufen werden unnötig Ka­
pazitäten damit gebunden. Ein Lö­
sungsansatz ist unter anderem die 
verstärkte Nutzung von IT- und 
Assistenzsystemen. So stellen wir 
eine menschenwürdige Begleitung 
sicher und erleichtern den Auf­
wand in der Dokumentation und 
Bürokratie. Damit bleibt mehr Zeit 
für die Patientinnen und Patienten 
und damit die eigentliche Aufgabe 
der Pflegerinnen und Pfleger.� ◆

Forschung

Computerhirne gegen das Vergessen
Grundlagenforschung am Deutschen Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen in Bonn 

Wie kann man die enormen Da-
tenmengen, die in der medizini-
schen Forschung anfallen, mög-
lichst schnell auswerten? Denn 
während es inzwischen experi-
mentell machbar ist, Nanotech-
nologie in der Untersuchung 
einzelner Gen-Bausteine anzu-
wenden, sind die Herausforde-
rungen an die Rechnerinfra-
struktur zur Verarbeitung der 
anfallenden Daten enorm. Es ist 
erforderlich, Algorithmen, Soft-
ware- und Hardware-Infrastruk-
turen zu entwickeln, die mit 
solch speicher- und rechenin-
tensiven Anforderungen umge-
hen können. Dem Problem wid-
met sich jetzt das „Deutsche 
Zentrum für Neurodegenerative 
Erkrankungen in der Helm-
holtz-Gesellschaft“ in der Bun-
desstadt Bonn. 

Von Bundeskanzlerin Angela Mer­
kel (CDU) im März dieses Jahres 
offiziell eingeweiht, hat das DZNE 
mit seinen Kooperationspartnern, 
der Rheinischen Friedrich-Wil­
helms-Universität Bonn, der Uni­
versitätsklinik Bonn, dem For­
schungszentrum caesar und dem 
Forschungszentrum in Jülich den 
Schwerpunkt in der Grundlagen­
forschung. 
Das Problem bei den enormen Da­
tenmengen: Die Architektur der 
heutigen Computer ist bereits über 
60 Jahre alt. Dadurch sind sie 
schon jetzt in einigen Bereichen 
nicht mehr in der Lage, das expo­
nentielle Datenwachstum zu bedie­
nen. Das betrifft zum Beispiel die 
medizinische Forschung. Davon ist 

auch das DZNE betroffen, das un­
ter anderem die Parkinson- und 
Alzheimer-Krankheit untersucht. 
So fallen bei der Bildgebung und 
Analyse von Erbinformationen un­
geheure Mengen an Rohdaten an. 
Ziel muss es sein, Computer zu 
entwickeln, die helfen, diese Roh­
daten schnell auszuwerten. 
Die DNZE ist deshalb in diesem 
Frühjahr eine Kooperation mit 
dem amerikanischen Hersteller 
Hewlett Packard Enterprise (HPE) 
eingegangen: „The Machine“ ist 
der Titel des gemeinsamen For­
schungsvorhabens. Mit ersten Er­
gebnissen: HPE hat kürzlich den 
ersten Prototyp einer radikal 
neuen Computer-Architektur in 
Betrieb genommen. Ihr Kern ist 
nicht mehr der Prozessor – son­
dern ein neuartiger, sehr großer 
Speicher.

„Memory-Driven 
Computing“

HPE nennt seine neue Architektur 
„Memory-Driven Computing“. 
Damit lässt sich die Rechenleistung 
viele tausend Mal steigern. HPE 
will diese Architektur allgegenwär­
tig machen: Sie soll in Miniatur­
größe in Sensoren oder Autos 
ebenso laufen wie als Supercompu­
ter, groß wie ein Schiffscontainer. 
Damit eröffnen sich bisher nicht 
dagewesene Möglichkeiten in einer 
Reihe von Einsatzfeldern.
Das DZNE will als europäischer 
Partner die neuartige Rechner-Ar­
chitektur in der naturwissenschaft­
lich-medizinischen Forschung ein­
setzen. Dabei werden sowohl 

Rechner in Palo Alto genutzt als 
auch Entwicklungssysteme beim 
DZNE eingesetzt. Am Ende wollen 
die Partner den Forschungsprozess 
beschleunigen und dessen Präzi­
sion durch die Analyse größerer 
Datenmengen erhöhen.

Ideale Plattform zur   
Datenspeicherung

Das DZNE produziert in vielen Be­
reichen bereits sehr große Daten­
mengen – etwa bei der Aufnahme 
von Bildern des Gehirns mit Hilfe 
der Magnetresonanztomographie 
(MRT). Bei schnellen Messungen 
mit hoher Auflösung können dabei 
bis zu 0,5 Gigabyte Rohdaten pro 
Sekunde anfallen – also bis zu zwei 
Terabyte pro Stunde. Diese werden 
im Gerät jedoch nicht gespeichert, 
sondern direkt in Bilder umgerech­
net und anschließend verworfen. 
Am Ende sind die in den Bildern 
enthaltenen Informationen um ei­

nen Faktor 300 kleiner als die in 
den (nicht gespeicherten) Rohda­
ten. Die neue HPE-Architektur 
würde eine ideale Plattform bieten, 
um diese Daten vollständig zu spei­
chern und zu exzellenten MRT-Bil­
dern zu verarbeiten. Dies wäre eine 
Revolution nicht nur für die 
MRT-Studien am DZNE, sondern 
für die gesamte diagnostische Pra­
xis.

Schnelligkeit 
verneunfacht

Bei der Suche nach neuen Thera­
pien nutzen DZNE-Forscher auch 
automatisierte Mikroskope. Diese 
können molekulare Prozesse auf 
der Ebene einzelner lebendiger 
Zellen abbilden. Diese Zellen sind 
nur wenige Mikrometer (Tau­
sendstel Millimeter) groß. In ei­
nem einzelnen Forschungsprojekt 
werden Millionen solcher Zellen 
fotografiert – mit einem Datenvo­

lumen von mehreren Terabyte. Die 
Analyse der Bilddaten erfordert 
erhebliche Rechenleistungen und 
dauert derzeit mehrere Tage bis 
Wochen (auf einem Rechner mit 
20 CPUs und 100 GB RAM). Da­
mit nimmt die Auswertung der 
Daten bisher viel mehr Zeit in An­
spruch als die eigentlichen Bildauf­
nahmen am automatisierten Mik­
roskop, die ein bis zwei Tage 
benötigen. Wieder einmal ist die 
Rechenleistung der „Flaschenhals“, 
der mit der neuen Rechnerstruktur 
beseitigt werden könnte.
Auf der „Discover 2017“ Anfang 
Juni in Las Vegas konnte die 
DZNE bereits erste Ergebnisse 
präsentieren. Schon nach zwei 
Wochen könne man feststellen, 
dass sich die Geschwindigkeit der 
Analyse der Daten verneunfacht 
habe: „So far, we have been able to 
speed up analysis of genomic data 
up to nine-times. In view of this, 
we are hopeful that this collabora­
tion will open up new avenues of 
research. And ultimately help us to 
find new ways of dealing with Alz­
heimer’s and other neurodegene­
rative diseases.“ Und Prozesse, von 
denen man glaubte, man habe sie 
mit einer Geschwindigkeit von 
25 Minuten optimiert, vollziehen 
sich nun in 36 Sekunden: „One day 
after the key note in Vegas new 
results show that processes, that 
were believed to be optimised and 
take about 25 minutes to complete, 
are now done in 36 seconds.“�  ◆

Weitere Informationen:
www.dzne.deKlinische Forschung am DZNE: Untersuchung des Gehirns mit  dem MRT.
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Messe- und Kongress-termine

16. 9. 2017 
Pflegemesse  
Leverkusen 
Messe rund um Helfen und 
Pflegen 

17. 9. 2017 
Gesundheitstag  
Barsinghausen
Fachmesse und Congress für den 
Sozialmarkt in Deutschland  

27. – 28. 9. 2017 
Medcare 
Kongress mit Fachausstellung 
für klinische und außerklinische 
Patientenversorgung 

4. – 7. 10. 2017   
Rehacare
Internationale Fachmesse für 
Rehabilitation, Pflege, Präven-
tion und Inklusion 

7. – 8. 10. 2017  
50-Plus  
Freude am Leben
Regionale Informations- und 
Unterhaltungsmesse für Men-
schen, die mitten im Leben 
stehen  

8. – 9. 11. 2017  
ConSozial
Fachmesse und Congress für den 
Sozialmarkt in Deutschland  
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Nachrichten

Politik im Zielkonflikt
Studie des Iso-Instituts und der Hans-Böckler-Stiftung

Immer mehr Pflegebedürftige in 
Deutschland werden von Kräf-
ten aus Osteuropa betreut. Ins-
besondere bei der „Rund-um-
die-Uhr-Betreuung“ leben die 
osteuropäischen Kräfte heute in 
rund 163.000 Haushalten in 
Deutschland. Das entspreche 
rund sechs Prozent der Haushal-
te, in denen Pflegebedürftige 
wohnen.

Das ist das Ergebnis einer wissen­
schaftlichen Untersuchung des 
Iso-Instituts für Sozialforschung 
und Sozialwirtschaft in Saarbrü­

cken im Auftrag der gewerkschafts­
nahen Hans-Böckler-Stiftung. Von 
den zurzeit rund 2,9 Millionen 
pflegebedürftigen Menschen in 
Deutschland werden gut 70 Pro­
zent zu Hause gepflegt. Grundlage 
für die Bewertung war die Befra­
gung von 1.000 Haushalten in ganz 
Deutschland, in denen Pflegebe­
dürftige ab 65 Jahren leben. 
Trotz einiger politischer Initiativen 
funktioniere die Verzahnung von 
Pflege und Arbeitsmarkt noch nicht 
gut, so eine Schlussfolgerung der 
Hans-Böckler-Stiftung aus der Un­
tersuchung. Denn Pflege sei ein 

Vollzeitjob: 63 Stunden fielen dafür 
in der Woche im Schnitt an. Und 
weil sich nicht jeder professionelle 
Hilfe leisten könne, gebe es „eine 
Hauptpflegeperson, die den Lö­
wenanteil der Betreuung und Ver­
sorgung sowie die Organisation 
schultert. Am häufigsten handelt es 
sich dabei um Ehefrauen, Töchter 
oder Schwiegertöchter. Nur ein 
Drittel der Hauptpflegepersonen ist 
männlich – jedoch zeigt der Ver­
gleich zu früheren Studien, dass der 
Anteil pflegender Männer steigt“. 
Vor dem Hintergrund dieser Ana­
lyse sehen Iso-Institut und 

Hans-Böckler-Stiftung die Politik 
in einem Zielkonflikt: Einerseits sei 
die Vorstellung leitend, dass Pflege 
Zu Hause stattfinden solle und pri­
mär eine Aufgabe der Angehörigen 
darstelle. Anderseits würden eine 
hohe Erwerbsbeteiligung und pro­
fessionelle Pflegestandards, Chan­
cengleichheit und gute Arbeitsbe­
dingungen für alle angestrebt. 
Letztlich müsse die Politik ent­
scheiden, so das Fazit, „ob die Be­
wältigung von Pflegebedürftigkeit 
als gesellschaftliche Aufgabe defi­
niert und gelöst oder weiterhin ein 
primär privates, von den Familien 

zu tragendes Risiko bleiben“ solle. 
Und weiter: „Wird Pflege als gesell­
schaftliche Aufgabe verstanden, 
muss die Frage beantwortet wer­
den, ob entweder das Leben im 
Heim zu einer attraktiven Alterna­
tive ausgebaut wird oder häusliche 
Settings soweit entwickelt und fi­
nanziert werden, dass sie auch bei 
schwerster Pflegebedürftigkeit eine 
umfassende Versorgung garantie­
ren.“� ◆
� hea
Weitere Informationen:
https://www.boeckler.de/ 
106575_109050.htm

Dicke erkranken früher an Demenz
National Institute of Aging: Gesunder BMI verzögert Ausbruch

Wer zu dick ist, trägt ein höhe-
res Risiko, früher an Alzheimer 
oder Demenz zu erkranken. Zu 
diesem Ergebnis kommt eine 
US-amerikanische Langzeitstu-
die, die seit 1958 altersbeding-
te Krankheiten erforscht.

Danach waren die rund 1.400 
Frauen und Männer im Alter von 
im Schnitt 60 Jahren in der Studie 
vor 35 Jahren körperlich und geis­
tig fit. Nach rund 35 Jahren erhiel­

ten 142 von ihnen die Diagnose 
Alzheimer-Demenz. Diese Diag­
nose habe insbesondere Frauen 
und Männer getroffen, die im Alter 
von 50 Jahren übergewichtig wa­
ren, berichtet das US-amerikani­
sche „National Institute of Aging“: 
„They found that being obese or 
overweight at midlife – as measu­
red by body mass index (BMI) at 
age 50 – may predict earlier age of 
onset of the devastating neurode­
generative disorder.“

Weiter beschleunige jede Zunahme 
des BMI im Alter von 50 Jahren um 
eine Einheit später den Ausbruch 
der Krankheit um sieben Monate 
bei denen, die eine Alzhei­
mer-Krankheit entwickelten, so 
das Institut: „Each unit increase in 
BMI at age 50 accelerated onset by 
nearly 7 months in those who de­
veloped Alzheimer’s disease.“ Zu­
gespitzt breche die Krankheit bei 
Dicken sechs Jahre früher aus als 
bei Normalgewichtigen.  

Warum Übergewichtige früher an 
Alzheimer erkranken, dafür gibt 
die Studie keine impirisch beleg­
bare Anhaltspunkte. Dafür sind 
weitere repräsentative Untersu­
chungen erforderlich, sagt das 
„National Institute of Aging“. Eins 
aber mache die Statistik heute 
schon deutlich: Wer einen gesun­
den BMI in der Mitte des Lebens 
halte, der verzögere den Ausbruch 
von Alzheimer-Demenz. Wer also 
eine Disposition für eine solche 

Erkrankung hat, kann seine Le­
bensqualität statistisch gesehen 
deutlich verlängern, indem er in 
den mittleren Lebensjahren auf 
seine Linie achtet. An einer geneti­
schen Veranlagung ändert das 
selbstverständlich nichts. Dennoch 
kann eine ernährungsbewusste Le­
bensweise im Extremfall dazu füh­
ren, dass die Disposition zu Alzhei­
mer bis zum Lebensende keine 
relevanten Folgen hat. � ◆
� hea

Hygiene bleibt ständige 
Herausforderung

Waschprofis unterstützen Einrichtungen

Hygiene spielt eine wichtige 
Rolle in Altenpflegeeinrichtun-
gen. Entsprechend ist die Kont-
rolle dazu ein fester Bestandteil 
bei den Prüfungen der Heimauf-
sichten.

Die veröffentlichten Berichte aus 
den vergangenen Jahren zeigen, 
dass sich die Hygiene in den Pfle­
geeinrichtungen in Deutschland 
kontinuierlich verbessert hat. Doch 
es wäre fahrlässig, sich auf diesem 
Ergebnis auszuruhen. Hygiene 
bleibt eine ständige Herausforde­
rung.

So bieten auch die vielen 
MRE-Netzwerke im Land, denen 
in der Regel die Gesundheitsämter 
der Städte und Kreise angehören, 
den Pflegeeinrichtungen Beratung 
und Unterstützung an. Im Rhein-
Erft-Kreis zum Beispiel, der mit zu 
den Gründungsmitgliedern des 
MRE-Netzwerkes „regio rhein-
ahr“ gehört, unterziehen sich Al­
tenpflegeeinrichtungen auf freiwil­
liger Basis einem Prüfverfahren zur 
Erlangung des Qualitätssiegels des 
Netzwerkes für Hygiene.  
Sichere Desinfektion von Textilien 
ist ein wichtiger Baustein für die 

Hygiene in Pflegeeinrichtungen. 
Gleichzeitig ist Hygiene auch ein 
bedeutender Kostenfaktor für die 
Träger. Wirtschaftlichkeit, Effizi­
enz und Umweltfreundlichkeit, das 
gelingt den Profis von Burnus Hy­
chem schon seit vielen Jahren zu­
verlässig und sicher. Mit Sensox 
schaffen die Spezialisten wirt­
schaftliche Hygiene für Pflegeein­
richtungen. Anerkannt auch bei 
Experten: So ist Sensox bei der 
VAH (DGHM) als chemothermi­
sches Desinfektionswaschmittel 
gelistet und angemeldet beim RKI, 
Wirkungsbereiche A/B.� ◆

Nachrichten

Klosterresidenz Maria Hilf präsentiert 
neues Konzept für Demenz-Patienten

Hightech sorgt für mehr Sicherheit und Lebensqualität

Nach aktuellen Schätzungen 
leiden allein in Deutschland 
rund 1,3 Millionen Menschen an 
einer demenziellen Erkrankung. 
Eine Demenz beinhaltet eine 
ganze Reihe von Krankheitsbil-
dern, bei denen wichtige Ge-
hirnfunktionen wie Gedächtnis, 
Sprache, Orientierung oder auch 
Lernfähigkeiten nach und nach 
unwiederbringlich verloren ge-
hen. Einen ganz neuen Weg im 
Umgang mit Demenz-Patienten 
geht jetzt die Klosterresidenz 
Maria Hilf in Bedburg-Kirchher-
ten: Statt verschlossener Türen 
setzt man hier auf Hightech.

„Der Verlauf der Krankheit führt 
dazu, dass demenziell erkrankte 
Patienten spezielle Pflegemaßnah­

men in qualifizierten Einrichtun­
gen benötigen“, erläutert Sabine 
Stelter, Leiterin der Klosterresi­
denz Maria Hilf. „Gerade vor dem 
Hintergrund ihrer Orientierungs­
losigkeit und der damit einherge­
henden Gefahr für die Betroffenen, 
sich immer wieder zu verlaufen, 
bieten bislang nur besonders ge­
schützte Wohnbereiche eine ent­
sprechende Sicherheit. Doch damit 
sind letztlich auch immer Bewe­
gungseinschränkungen verbun­
den. Es ist auch kein hundertpro­
zentiger Schutz, denn bundesweit 
gibt ja die Polizei regelmäßig 
Suchmeldungen heraus, um orien­
tierungslos herumirrende De­
menz-Patienten zu finden.“ 
Genau hier setzen nun Sabine Stel­
ter und ihr Team an. In den Über­

legungen galt es, den Spagat zwi­
schen Weglaufgefahr und 
Bewegungsfreiheit zu überbrü­
cken, gleichzeitig aber die Lebens­
qualität zu steigern. Jetzt präsen­
tiert Frau Stelter ihr Konzept: 
„Unseren geschützten Demenzbe­
reich haben wir in einen offenen 
Wohnbereich gewandelt. Dadurch 
schaffen wir zum einen mehr Be­
wegungsfreiheit im ganzen Haus 
und schließen somit jedes darauf 
bezogene Konflikt- oder Span­
nungspotenzial aus. Für Bewohner 
mit Weglauftendenzen haben wir 
einen ganz speziellen Weglauf­
schutz installieren lassen. Dieses 
Personenschutzsystem ermöglicht 
einen größtmöglichen Bewegungs­
freiraum und das sofortige Auffin­
den der betroffenen Person.“

Transponder in der   
Armbanduhr

Das Haus ist unterirdisch ringsum 
mit einer elektronischen Schleife 
versehen, sodass sich auch demen­
ziell erkrankte Bewohner sicher in 
der gesamten Einrichtung und im 
Park bewegen können. Mittels 
Transpondertechnologie, die sich in 
einer Armbanduhr am Handgelenk 
befindet, wird sofort ein Signal an 
die Pflegekräfte übermittelt, wenn 
ein Bewohner ungeplant die Ein­
richtung oder klar definierte Berei­
che verlassen möchte und sich so in 
Gefahr bringt. Der Bewohner kann 
dann sofort betreut werden. 
„Wir wissen, dass Demenzkranke 
sehr schnell in Panik geraten, wenn 
sie sich verlaufen haben“, sagt Sa­
bine Stelter, „auch das ist dank un­

seres Hightech-Schutzsystems nun 
Geschichte. Unsere Mitarbeiter 
werden innerhalb von Sekunden 
über den aktuellen Standort des 
Bewohners informiert und können 
sofort helfen.“
Sabine Stelter ist davon überzeugt, 
dass die Lebensqualität der Bewoh­
ner durch dieses Konzept auch im­
mens steigen wird. „Das ist wich­
tig, weil wir durch diese Art von 

Freiheit den Betroffenen helfen, so 
lange wie möglich das Gefühl der 
Unabhängigkeit und Selbstständig­
keit zu erhalten. Frustrationen, 
ausgelöst dadurch, dass Betroffene 
vor verschlossenen Türen stehen, 
wird es in Bedburg nicht mehr ge­
ben.“� ◆

Weitere Informationen:
www.alloheim.de

Hightech macht‘s möglich: Stressfreie sowie entspannte Begleitung bei 
optimaler Bewegungsfreiheit für Demenz-Patienten.
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„Bedenkliche Tendenz 
zur Regulierung“

„Gravierender 
Fachkräftemangel“ 

Meurer: „Teils, teils, muss ich da 
sagen. Bei einigen Gesetzen wie den 
Pflegestärkungsgesetzen I und II 
wurden wir nicht nur beteiligt, son­
dern unsere Anliegen wurden teil­
weise auch gehört. Beim Pflegestär­
kungsgesetz III, das Löhne und 
Gehälter wieder zu durchlaufenden 
Posten in den Pflegeheimen macht, 
und beim Pflegeberufegesetz, das 
letztendlich die Altenpflege abschaf­
fen will, war unser Rat nicht gefragt 
und wurde auch über unsere Köpfe 
hinweg entschieden. Insgesamt gibt 
es aber eine Tendenz zu mehr Re­
gulierung und mehr Staatsgläubig­
keit, das ist eine Entwicklung, die 
uns Privaten große Sorge macht.“

PflegeManagement: „Sie stehen 
jetzt 20 Jahre an der Spitze des größ-
ten Verbandes sozialer Einrichtun-
gen und Dienste in Deutschland. Im 
Rückblick: Waren die vergangenen 
fünf Jahre die bisher turbulentesten 
in Ihrer Präsidentschaft?“
Meurer: „Es war 
eine bewegte Zeit, 
weil sich die Ge­
sundheitspolitik 
intensiv um die 
Pflege bemüht hat. Aber auch zu 
anderen Zeiten war es nicht wirk­
lich viel ruhiger. So wie die private 
Pflege in Deutschland seit 1999 ein 
rasantes Wachstum hingelegt hat 
und mittlerweile 54 Prozent des 
Marktes ausmacht, so ist auch der 
bpa gewachsen und vertritt mitt­
lerweile mehr als 10.000 Mitglieds­
einrichtungen. In den 20 Jahren 

Bernd Meurer bleibt Präsident 
des Bundesverbandes privater 
Anbieter sozialer Dienste, bpa. 
Die Mitgliederversammlung des 
bpa wählte den geschäftsfüh-
renden Gesellschafter der Seni-
orenheime Meurer GmbH Mitte 
Mai in Berlin für weitere vier 
Jahre in das Präsidentenamt. 
Der 60-Jährige steht seit 20 
Jahren an der Spitze des einge-
tragenen Vereins und Interes-
senverbandes. Achim Hermes 
stellte die Fragen an den alten 
und neuen Präsidenten des bpa.

nach den Bedarfen des deutschen 
Arbeitsmarktes zu steuern und die 
bisherigen bürokratischen Hürden 
zu mindern. Das Gesetz muss Ver­
waltungsverfahren zur Anerken­
nung ausländischer Fachkräfte er­
leichtern und beschleunigen. Wir 
brauchen dazu eine zentrale Bun­
desanerkennungsstelle für Berufs­
abschlüsse, die als einheitlicher 
Ansprechpartner fungiert. Ein  
Einwanderungsgesetz muss bun­
deseinheitliche Anforderungen 
an die Sprachkenntnisse ebenso 

regeln wie kosten­
lose Sprachkurse 
an Goethe-Insti­
tuten im Ausland 
im Rahmen einer 

Anwerbungsinitiative der Bundes­
regierung.“ 

PflegeManagement: „In den ver-
gangenen 20 Jahren Ihrer Präsi-
dentschaft haben Sie seit der Wahl 
zum 14. Deutschen Bundestag im 
Herbst 1998 bis zum aktuellen heu-
tigen 18. Deutschen Bundestag fünf 
Legislaturperioden politischer Ar-
beit in Berlin kritisch-konstruktiv 
begleitet. Was geben Sie aus dieser 
Erfahrung dem 19. Deutschen Bun-
destag mit auf den Weg?“ 
Meurer: „Erstens: Öfter auf die hö­
ren, die Gesetze und Verordnungen 
vor Ort umsetzen müssen. Zweitens: 
Nicht immer gleich einem Problem 
mit einem neuen Gesetz oder einer 
neuen Regelung begegnen, sondern 
erstmal überlegen, ob es nicht auch 
andere Lösungen gibt.“� ◆

war also immer etwas los. Langwei­
lig wurde mir nie.“

PflegeManagement: „Im Septem-
ber dieses Jahres wird ein neuer 
Bundestag gewählt. Welche Erwar-
tungen und Forderungen haben Sie 
an die Berliner Politik in der nächs-
ten Legislaturperiode?“ 
Meurer: „Wir brauchen in der 
nächsten Legislaturperiode endlich 
wieder eine positive Haltung zu 
Markt und Wettbewerb in der 
Pflege. Denn die 100 Milliarden 
Euro an Investitionen, die bis 2030 
bundesweit zur Sicherung der pfle­
gerischen Versorgung nötig sind, 
werden ohne private Finanzierung 
nicht zu stemmen sein. Der bpa hat 
zur Bundestagswahl ein Positions­
papier „Auf die Privaten kann 
Deutschland sich verlassen – zehn 
Forderungen des bpa für eine gesi­
cherte Altenpflege 2030“ vorgelegt, 
in dem wir unter anderem ein Ein­
wanderungsgesetz als ein Teil der 

Fachkräftesiche­
rung fordern, die 
Ausbi ldungs- 
und Qualifizie­
rungsoffensive 

Altenpflege neu auflegen wollen, 
einen Paradigmenwechsel von „am­
bulant vor stationär“ zu „ambulant 
und stationär“ einleiten möchten 
sowie weitere Schritte zur Entbüro­
kratisierung der Pflege anregen.“

PflegeManagement: „Eine der gro-
ßen Herausforderungen in der 
Pflege ist tatsächlich der Fachkräf-

temangel. Wie wollen Sie gegensteu-
ern?“
Meurer: „Bis 2030 werden nach 
Schätzungen 500.000 zusätzliche 
Pflegekräfte benötigt. Doch schon 
heute gibt es einen gravierenden 
Fachkräftemangel in der Pflege. 
Auch um die hohe Ausbildungsbe­
reitschaft in der Altenpflege weiter 
zu unterstützen, fordern wir, die 
„Ausbildungs- und Qualifizie­
rungsoffensive Altenpflege“ neu 
aufzulegen. Sie sollte auf mindes­
tens vier Jahre angelegt sein, den 
eigenständigen 
Ausbildungsab­
schluss in der Al­
tenpflege stärken 
und ihn bundes­
weit schulgeldfrei ermöglichen so­
wie auf das Ausschöpfen von in- 
und ausländischen Fachkräfte­
potenzialen fokussieren. Dazu zählt 
auch die Integration von Flüchtlin­
gen in das Berufsfeld der Pflege so­
wie die weitere Förderung und Um­
schulungsfinanzierung des dritten 
Ausbildungsjahres für angehende 
Altenpflegefachkräfte durch die 
Bundesagentur für Arbeit. Allein 
mit inländischen Potenzialen sowie 
der Digitalisierung und Robotik 
werden wir die Fachkräftelücke bis 
2030 nicht schließen können. Des­
halb fordern wir ein Einwande­
rungsgesetz, das mit einer Initiative 
der Bundesregierung zur Gewin­
nung von Pflegefachkräften ver­
bunden ist. Damit wird es möglich 
sein, gezielt Fachkräfte aus Dritt­
staaten zu werben, Zuwanderung 

Anzeige

Interview

„Künftig muss es 
,ambulant und stationär‘ heißen“
Bernd Meurer, Präsident des Bundesverbandes privater Anbieter sozialer Dienste, bpa

Wirtschaft

Eine Altenheimpolice deckt bis zu 
15 Versicherungen ab

Pflegeeinrichtungen brauchen spezielles Versicherungs-Know-how

Carsten Stracke ist seit über zehn 
Jahren Geschäftsführer beim 
Spezialisten für Versicherungen 
„Geerken + Partner“.

„Wenn Demenzkranke demolie-
ren“, titelte vor einiger Zeit der 
„Rhein-Main-ExtraTipp“ und be-
richtete von einem Fall im Hes-
sischen, bei dem Geschädigte 
auf den Kosten für einen von 
einem Demenzkranken verur-
sachten Schaden sitzen blieben. 
Die Aachener Zeitung nahm sich 
unter der Überschrift „Demenz: 
Wenn die Haftpflicht nicht 
zahlt“ ebenso dieses Themas an 
wie „berlin.de – Das offizielle 
Hauptstadtportal“: „Haftpflicht-
versicherung zahlt Schäden 
durch Demenzkranke oft nicht“. 

„Das birgt erhebliches Konfliktpo­
tenzial zwischen Einrichtungen 
und der Nachbarschaft“, weiß 
Carsten Stracke. Stracke ist seit 
über zehn Jahren Geschäftsführer 
bei „Geerken + Partner“. Einge­
bunden in die „Ecclesia-Gruppe“ 
ist „Geerken + Partner“ ein Spezi­
alist der Versicherungswirtschaft, 
der Pflegebetrieben und Unterneh­
men der Immobilienwirtschaft 
maßgeschneiderte Versicherungs­
lösungen bietet. An bundesweit 
neun Standorten betreut „Geerken 
+ Partner“ Einrichtungen mit ins­
gesamt mehr als 250.000 Alten- 
und Pflegeheimplätzen sowie eine 
Vielzahl ambulanter Pflegedienste. 
Dabei geht es auch um Schäden, 
die von Demenzkranken verur­
sacht werden. Wer im Zustand der 
Bewusstlosigkeit oder in einem die 
freie Willensbestimmung aus­
schließenden Zustand krankhafter 
Störung der Geistestätigkeit einem 
anderen Schaden zufügt, ist für den 
Schaden nicht verantwortlich 
(§ 827 S.1 BGB). Demenzkranke 
Menschen werden von der Ver­
sicherungswirtschaft oftmals als 
„deliktunfähig“ im Sinne dieser 
Vorschrift eingeschätzt, erläutert 
der Geerken-Geschäftsführer. 
Dies hat zur Folge, dass der Haft­
pflichtversicherer mangels Haftung 
meistens eine Regulierung des 

Schadens ablehnt. Stracke: „Damit 
ist die Privathaftpflicht des Verur­
sachers für den Geschädigten 
nichts mehr wert.“ Für die Einrich­
tungen gelte deshalb, dass sie sich 
auf die Privathaftpflicht ihrer Be­
wohnerinnen und Bewohner nicht 
ohne Weiteres verlassen dürften. 
Die Lösung: eine besondere Erwei­
terung des Versicherungsschutzes 
durch die Vereinbarung einer wei­
ten Deliktunfähigkeitsklausel auch 
für diesen Personenkreis in den 
Einrichtungen. Im Rahmen der 
Deliktunfähigkeitsklausel zahlt der 
Versicherer nämlich auch dann für 
einen Schaden, wenn keine Haf­
tung des Demenzkranken besteht.

Verhandlungen auf 
Augenhöhe mit den 

Versicherten
Es sind solche speziellen Erforder­
nisse der Pflegeeinrichtungen in 
Deutschland, die Versicherungs­
spezialisten erfordern. Ob zum 
Beispiel die ARWO Versicherungs­
service GmbH mit Sitz in Köln 
oder die Hessische Dienstleistungs­
gesellschaft für Pflegeeinrichtun­
gen mbH (HDP) im hessischen 
Butzbach, die Versicherungsmak­
ler entwickeln individuelle, gera­
dezu maßgeschneiderte Konzepte 
für „Unternehmen und Führungs­
kräfte, Mitgliederverbände, Ver­
eine und gemeinnützige GmbHs 
sowie ihre Mitarbeiter und Mitglie­
der und deren Familienangehö­
rige“ (ARWO). Und das seit über 
30 Jahren. Hinzu kommen auch 
korporative Partner von Wohl­
fahrtsverbänden und sozialen Ein­
richtungen sowie private Träger 
von Pflegeeinrichtungen. Heute 
gehört die ARWO der Gossler, 
Gobert & Wolters Gruppe an.
Geerken + Partner hat neben wei­
teren Wettbewerbern maßge­
schneiderte Konzepte für Pflegeein­
richtungen. Vor mehr als 60 Jahren 
gründete die Evangelische Kirche 

das Unternehmen Ecclesia Versi­
cherungsdienst GmbH, Mutterge­
sellschaft und Namensgeber der 
Ecclesia Gruppe, zu der Geerken + 
Partner gehört. Ziel der Gründer­
väter war es, „auf Augenhöhe mit 
den Versicherern zu stehen“, sagt 
Stracke. Heute sind auch die Dia­
konie, die Caritas und der Deutsche 
Paritätische Wohlfahrtsverband 
Gesellschafter der Gruppe. Viele 
Einrichtungen von Verbänden der 
freien Wohlfahrtspflege sowie 
große und kleine private Anbieter 
von Pflegeeinrichtungen gehören 
zu den Kunden des Spezialmaklers. 
„Wir schauen nicht zu, wir sind 
mitten drin im Geschehen“, bringt 
es Stracke auf den Punkt. „Wir hel­
fen unseren Kunden, ihre Interes­
sen gegenüber den Versicherern 
durchzusetzen.“ Dies gilt sowohl 
bei der Gestaltung der Absiche­
rung, als auch im Schadenfall.
Über 15 unterschiedliche Versiche­
rungen brauche mitunter eine Ein­
richtung, um vernünftig abgesi­
chert zu sein. Dazu gehören z.B. 
Absicherungen für den Gebäude­
schutz, die Manager-Haftpflicht, 
die Vermögensschaden-Haft­
pflicht, aber auch eine Versiche­
rung für die Betriebsschließung, 
die etwa bei Seuchen in der Ein­
richtung greift. 

Absicherungs-,  
Schadens- und 

Risikomanagement
Und bei der Haftpflicht gebe es kein 
Teilungsabkommen mit den Versi­
cherern mehr. Die Teilungsabkom­
men mit den prozentualen Tei­
lungsmechanismen der Schäden 
hätten dazu geführt, dass die Versi­
cherer immer größere Regressabtei­
lungen aufgebaut hätten. Denn da­
bei sei es nicht primär um die 
Schuldfrage gegangen, sondern 
immer zunächst darum, wer wel­
chen Anteil Kosten trage. Stracke: 
„Bei uns geht es immer ums ver­
schulden. Denn eine Einrichtung 
hat keine 24-Stunden-Aufsichts­
pflicht.“ 

Mit dem Dreiklang von Absicherungsmanagement, Schadensmanage-
ment und Risikomanagement zum Erfolg für die betreuten Einrich-
tungen.

Anzeige

Dies alles in einen Vertrag unterzu­
bringen, war und ist das Ziel der 
Versicherungsmakler. Stracke: „Da 
haben wir vor zwei Jahrzehnten eine 
Altenheimpolice entwickelt.“ 
Gleichzeitig haben die Einrichtun­
gen aber auch die Möglichkeit, ein­
zelne Bausteine auszuwählen. Das 
Produkt sei bis heute ein Erfolg. 
Zumal man es weiterentwickelt 
habe entlang der Schadenserfahrun­
gen und dem Dreiklang von Ab­

sicherungsmanagement, Schadens­
management und Risikomanage­
ment und man darüber hinaus über 
ein breites Erfahrungsspektrum 
verfüge, weil man große wie kleine 
Einrichtungsträger berate.� ◆ 
� hea

Weitere Informationen:
www.ecclesia.de
www.ggw.de
www.hdp.de

Bernd Meurer, Präsident des bpa

PflegeManagement: „Herr Meurer, 
die Pflege war einer der themati-
schen Schwerpunkte von Bundesre-
gierung und Bundestag in dieser 
Legislaturperiode. Alleine drei Pfle-
gestärkungsgesetze sprechen eine 
deutliche Sprache. Haben die Ein-
richtungen die Herausforderungen 
bewältigt? Fühlen sie sich angemes-
sen an den Beratungsprozessen im 
Vorfeld beteiligt und mitgenom-
men?“ 
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Wirtschaft

Einrichtungen sorgen sich 
um steigende Bürokratiekosten

Kritik an Auflösung des Projektbüros zur Entbürokratisierung

Wenn es um den Abbau von Bü-
rokratie in der Pflege geht, 
trennen Politik und Praktiker 
offenbar Welten. Während der 
damalige Bevollmächtigte für 
Pflege und Patientenbeauftrag-
te der Bundesregierung, 
Karl-Josef Laumann, im Inter-
view mit dieser Zeitung im April 
dieses Jahres sagte: „Das bis-
lang größte Entbürokratisie-
rungsprojekt in der Geschichte 
der Pflegeversicherung ist ein 
großer Erfolg“, klagt Bernd 
Meurer, seit 20 Jahren Präsi-
dent des Bundesverbandes pri-
vater Anbieter sozialer Dienste, 
im Interview in dieser Ausgabe 
der PflegeManagement: „Insge-
samt gibt es eine Tendenz zu 
mehr Regulierung und mehr 
Staatsgläubigkeit, das ist eine 
Entwicklung, die uns Privaten 
große Sorge macht.“ 

Auch die Träger konfessioneller 
Einrichtungen treibt die Sorge 
trotz Entbürokratisierungsprojek­
ten weiter steigende Bürokratisie­
rung in der Pflege um. So kritisiert 
der Direktor des Caritasverbandes 
für das Bistum Aachen, Burkard 
Schröders, in der Juli-Ausgabe der 
Zeitung des Verbandes „Caritas in 
NRW“, deren Herausgeber er auch 
ist: „Uns wird das Leben schwer 
gemacht. Die Verantwortlichen 
und MitarbeiterInnen fühlen sich 
von der aktuellen Politik wenig un­
terstützt.“  

Zum Beispiel bei der Pflegedoku­
mentation: Der Geschäftsführer 
des Deutschen Evangelischen Ver­
bandes für Altenarbeit und Pflege 
(DEVAP), Thomas Eisenreich, ver­
weist auf einen drei Jahre alten Be­
richt der Bundesregierung zum 
Bürokratieabbau. Der Bericht 
komme zu dem Ergebnis, dass al­
lein der Erfüllungsaufwand für die 
Wirtschaft aufgrund der Pflege­
dokumentation bei zusätzlichen 
2,7 Milliarden Euro jährlich lag. 
Die kostenintensivste Tätigkeit sei 
dabei das Ausfüllen der Leistungs­
nachweise. Eisenreich: „Das ist 
eine Handlung, die in der Langzeit­
pflege über Monate oder gar Jahre 
hinweg jede Woche gleichbleibend 
ist. In der ambulanten Pflege sind 
die nicht digitalisierten Abrech­
nungsprozesse mit den Pflegekas­
sen ein erhebliches Bürokratie­
monster. Da jede Kasse 
unterschiedliche Regelungen hat, 
sind noch nicht einmal einheitliche 
Verfahren anwendbar.“  

Neutraler Ringrichter

Der DEVAP vertritt über 1.950 sta­
tionäre Einrichtungen der Alten­
hilfe, über 1.400 ambulante ge­
sundheits- und sozialpflegerische 
Dienste, mehr als 80 Altenpflege­
schulen mit rund 5.600 Ausbil­
dungsplätzen sowie zahlreiche 
Altentagesstätten und Initiativen. 
Geschäftsführer Eisenreich räumt 
zwar ein, dass die Entbürokratisie­

rung Entlastung für die Einrich­
tungen und Dienste gebracht habe. 
Er fürchtet jedoch, dass die erreich­
ten Erfolge durch neue Dokumen­
tationspflichten wieder zunichte 
gemacht werden: „Es war der 
Wunsch der Politik, die Qualitäts­
messung und Qualitätsdarstellung 
der Pflege zu reformieren. Dazu 
gab es ein Projekt, in dem Instru­
mente zur Beurteilung der Ergeb­
nisqualität entwickelt und danach 
hinsichtlich ihrer Eignung und 
Reichweite geprüft wurden. Wir 
warten hier noch auf den Ab­
schlussbericht – also was da 
kommt, ist noch ungewiss. Aber 
klar ist uns doch – Qualität muss 
messbar und vergleichbar sein. 
Wenn es messbar werden muss, 
dann benötigen Sie Zahlen und Be­
schreibungen. Wo Zahlen und Zu­
standsbeschreibungen herkommen 
sollen, ist doch auch klar – das 
muss vorher dokumentiert wer­
den.“ 
Erschwerend komme hinzu, dass 
das Projektbüro zur Entbürokrati­
sierung (Ein-STEP), das den ge­
samten Prozess steuere, jetzt auf­
gelöst werden soll. Eisenreich: 
„Man geht davon aus, dass das ein 
Selbstläufer ist, und dass sich das 
Konzept der Entbürokratisierung 
weiterhin multipliziert.“ Der Ge­
schäftsführer des größten evange­
lischen Fachverbandes auf Bun­
desebene sieht das deutlich kritisch: 
„Entbürokratisierung ist ein Rin­
gen, und dazu bedarf es eines neu­
tralen Ringrichters, der das alles in 
Balance hält.“ 
Derweil beklagt der Aachener Ca­
ritas-Kollege Burkard Schröders ein 
„Misstrauen der Politik in die Be­
reitschaft und Kompetenz der An­
bieter“. In der „Caritas in NRW“ 
führt er aus: „Die strengen Regulie­
rungen für Senioren-Wohnge­
meinschaften im Wohn- und Teil­
habegesetz sowie neuestens eine 
massive rückwirkende Verschär­
fung der Qualifikationsanforderun­

gen für Mitglieder der Heimleitung 
bei gleichzeitiger Unterfinanzie­
rung der Pflegeausbildung binden 
im Übermaß Energien und Res­
sourcen.“ Was die Caritas und viele 
Träger der freien Wohlfahrtspflege 
besonders irritiere: „Die meisten 
Gesetzes- und Verordnungsände­
rungen zeugen von einem Miss­
trauen der Politik in die Bereit­
schaft und Kompetenz der 
Anbieter, gute Lösungen für das 
Leben im hohen Alter zu entwi­
ckeln.“

E-Health-Gesetz

Auch eine angemessene Entloh­
nung in der Pflege gehöre zum Ge­
samtkonzept, insbesondere bei den 
ambulanten Diensten, hebt DE­

VAP-Geschäftsführer Eisenreich 
hervor. Denn während die bessere 
Bezahlung der Pflegekräfte im sta­
tionären Bereich längst finanziert 
sei, forderten die Arbeitnehmerin­
nen und Arbeitnehmer in der am­
bulanten Versorgung bisher verge­
bens, dass auch ihre Tariflöhne 
deutschlandweit als wirtschaftlich 
anerkannt würden. Doch einige 
Kassen verweigerten sich hier noch 

immer oder forderten so hohe bü­
rokratische Nachweise, vor denen 
ein kleiner Pflegedienst kapitulie­
ren müsse. Eisenreich: „In der Pe­
tition ,Gesundheitsfachberufe – 
Angemessene Vergütung für 
Pflegekräfte‘ der kirchlichen Sozi­
alstationen in Baden, welche auch 
der DEVAP aktiv unterstützt hat 
und die innerhalb von vier Wochen 
60.000 Unterstützer fand, wurde 
die Aufnahme der Tarifbindung ins 
SGB V von vielen Mitstreitern ge­
fordert; leider bisher ohne Erfolg. 
Die Anerkennung von Tariflöhnen 
hat nichts mit Bürokratie zu tun, 
sondern mit fairen Löhnen für die 
Pflegekräfte im ambulanten Be­
reich.“
Gute Arbeitsbedingungen fordert 
auch der Bundesverband privater 
Anbieter sozialer Dienste. Dabei 
trage zurzeit ganz entscheidend die 
Entbürokratisierung in der Pflege­
dokumentation, „die hauptsächlich 
von der Pflegewirtschaft selbst fi­
nanziert wird“, zu besseren Arbeits­
bedingungen bei. Für den neu zu 
wählenden Bundestag mahnt der 
bpa für die kommende Legislatur­
periode ebenfalls weitere Entbüro­
kratisierungsschritte in der Pflege 
an. In seinen „zehn Forderungen 
für eine gesicherte Altenpflege 2030 
fordert der Verband, dem heute 
über 10.000 Mitgliedseinrichtun­
gen angehören: „Wir müssen end­
lich weg von der Zettelwirtschaft 
und hin zu einer modernen und 
IT-gestützten Dokumentation und 
Abrechnung 4.0 kommen, die Qua­

lität sichert und noch mehr Zeit für 
Pflege am Menschen ermöglicht. 
Und wir brauchen ein E-Health- 
Gesetz, das endlich auch die Pflege 
berücksichtigt.“� ◆
� hea
Weitere Informationen: 
www.devap.de
www.caritas-nrw.de
www.bpa.de

Thomas Eisenreich, Geschäftsfüh-
rer des Deutschen Evangelischen 
Verbandes für Altenarbeit und 
Pflege (DEVAP)

Burkard Schröders, Direktor des 
Caritasverbandes für das Bistum 
Aachen

Wirtschaft

Umstrittene Behandlung in der Geriatrie
Barmer Krankenhausreport 2017 – Deutsche Krankenhausgesellschaft widerspricht

In Deutschland liegen immer 
mehr über 70-jährige multimor-
bide Geriatrie-Patienten im 
Krankenhaus. Zu diesem Ergeb-
nis kommt der Mitte Juli dieses 
Jahres veröffentlichte Kranken-
hausreport 2017 der Barmer. 
Danach stieg in den Jahren 
2006 bis 2015 die Zahl der 
70-jährigen multimorbiden Ge-
riatrie-Patienten um 80 Pro-
zent, von 1,1 auf zwei Millionen 
Personen. 

Hintergrund dieser Entwicklung sei 
laut BEK die starre, an der Dauer 
des Krankenhausaufenthalts orien­
tierte Vergütung für die sogenannte 
geriatrische frührehabilitative 
Komplexbehandlung (GFKB). Sie 
kann nach der Behandlung einer 
akuten Erkrankung direkt im Kran­
kenhaus erfolgen und auch auf eine 
klassische Reha-Behandlung vorbe­
reiten. Die GFKB lässt sich nach 
Verweildauer und Anzahl der The­
rapieeinheiten unterteilen. So 
könnten finanzielle Fehlanreize 
dafür sorgen, dass Geriatrie-Patien­
ten länger als nötig oder kürzer als 
erforderlich im Krankenhaus ver­
sorgt würden. Im Wesentlichen 
wird zwischen mindestens sieben, 
14 und 21 Behandlungstagen diffe­
renziert. „Die starren Kodiervorga­
ben für die geriatrische frührehabi­
litative Komplexbehandlung sind 
in ihrer jetzigen Form nicht mehr 
zeitgemäß. Die Dauer der Behand­
lung sollte sich stärker am indivi­
duellen Bedarf des Patienten und 
an medizinischen Kriterien orien­
tieren“, sagte der Vorstandsvorsit­
zende der Barmer, Professor Dr. 
Christoph Straub.

Die geriatrische frührehabilitative 
Komplexbehandlung stellt eine 
struktur- und verweildauerabhän­
gige Vergütungskomponente im 
Rahmen des DRG-Systems dar. 
Kliniken können eine höhere 
Pauschale abrechnen, wenn ein Pa­
tient oder eine Patientin mindes­
tens zwei Wochen lang stationär 
die GFKB erhält. Dies stellt aus 
BARMER-Sicht einen Fehlanreiz 
dar. „Im Jahr 2006 wurden 58 Pro­
zent der GFKB-Patienten nach 14 
Tagen entlassen und im Jahr 2015 
bereits 75 Prozent. Parallel dazu 
sank der Anteil sowohl bei der sie­
ben- als auch bei der 21-tägigen 
GFKB deutlich. Aus rein medizini­
scher Sicht darf man zumindest ein 
großes Fragezeichen hinter diese 
Praxis setzen“, sagte Straub.

Unterschiede 
nicht nachvollziehbar

Der Barmer-Chef mahnte, schon 
heute die nötigen Strukturen zu 
entwickeln, um in der Zukunft Ge­
riatrie-Patienten adäquat behan­
deln zu können. Denn bis zum Jahr 
2050 werde die Anzahl der Men­
schen in der Generation 70plus um 
46 Prozent anwachsen, wodurch 
die Altersmedizin immer mehr 
Raum einnehmen werde. Wie aus 
dem Report hervorgeht, ist die 
Zahl der Geriatrie-Patienten mit 
einer GFKB allein in den Jahren 
2006 bis 2015 um 180 Prozent ge­
stiegen, und zwar von 79.600 auf 
222.600 Patienten. 
Neben Änderungen bei der GFKB- 
Vergütung sieht die Barmer auch 
Handlungsbedarf bei den Leis­
tungserbringern. Denn der Report 

zeige, dass Kliniken mit mindestens 
fünf Fachabteilungen bei der Ver­
sorgung der Patienten und Patien­
tinnen mit einem Oberschenkel­
halsbruch tendenziell erfolgreicher 
seien. Die Schlussfolgerung daraus: 
Mehrere Fachdisziplinen gewähr­
leisteten offenbar eine ganzheitli­
chere Sicht bei der Behandlung des 
Patienten. So sei das Risiko, im An­
schluss an ein Pflegeheim überwie­
sen zu werden, um sechs Prozent­
punkte geringer, wenn die 
Betroffenen in einer großen anstatt 
einer kleineren Klinik behandelt 
werden. „Geriatrie-Patienten sollten 
nach Möglichkeit an größeren, mul­
tidisziplinär aufgestellten Kranken­
häusern behandelt werden. Dort 
haben sie bessere Chancen, wieder 
auf die Beine zu kommen, um noch 
lange in ihren eigenen vier Wänden 
leben zu können“, sagte Augurzky.

Unterstützung 
statt Vorwürfe

Die Deutsche Krankenhausgesell­
schaft, DKG, sieht den Bar­
mer-Krankenhaus-Report „argu­
mentativ auf sehr dünnem Eis“. 
Der Hauptgeschäftsführer der 
DKG, Georg Baum, mahnte: „Statt 
wenig hilfreicher Vorwürfe brau­
chen die Krankenhäuser die Unter­
stützung der Krankenkassen und 
eine entsprechende Finanzierung, 
um der Versorgung hochbetagter, 
oft multimorbider und dementer 
Patienten künftig noch besser ge­
recht werden zu können.“
Der Report macht vor allem deut­
lich, so Baum, dass die demogra­
fische Entwicklung die Kliniken bei 
der Versorgung von älteren Pa­

tienten vor große Herausforderun­
gen stelle. Mehr als zwei Millionen 
der Patienten und Patientinnen 
seien älter als 80 Jahre. Dies zeige, 
dass die wohnortnahe Versorgung 
dieser Menschen dringend gewähr­
leistet sein müsse. Denn der soziale 
Kontakt und der Besuch durch Fa­
milien seien wichtig für die Gene­
sung.
Baum: „Der Report verweist selber 
darauf, dass das Durchschnittsalter 
der untersuchten Patienten bei 84 
liegt. Diese Patientengruppe benö­
tigt gerade bei der Wundheilung 
den besonderen Hintergrund des 
Krankenhauses, den die Reha-Ein­
richtungen nicht immer vollstän­
dig anbieten können. Nichts desto 
trotz ist die schnelle und lückenlose 
Weiterleitung der Patienten an den 
Reha-Bereich von zentraler Bedeu­
tung.“
Bei der Forderung nach mehr Prä­
vention gibt es Zustimmung von 

der Deutschen Krankenhausgesell­
schaft. Für die Krankenkassen sieht 
die DKG hier noch erheblichen 
Verbesserungsbedarf. 
Die Deutsche Krankenhausgesell­
schaft (DKG) ist der Dachverband 
der Krankenhausträger. Sie vertritt 
die Interessen der 28 Mitglieder – 
16 Landesverbände und 12 Spit­
zenverbände – in der Bundes- und 
EU-Politik. Die 1.956 Krankenhäu­
ser versorgen jährlich 19,2 Millio­
nen stationäre Patienten und rund 
20 Millionen ambulante Behand­
lungsfälle mit 1,2 Millionen Mitar­
beitern. Bei 97 Milliarden Euro 
Jahresumsatz in deutschen Kran­
kenhäusern handelt die DKG für 
einen maßgeblichen Wirtschafts­
faktor im Gesundheitswesen.� ◆
� hea

Weitere Informationen:
www.barmer.de
www.dkgev.de

Sieht finanzielle Fehlanreize für die 
Behandlung von Geriatrie-Patienten 
in Krankenhäusern: Barmer-Chef 
Christoph Straub. 

Zustimmung zur Forderung nach 
mehr Prävention: Georg Baum, 
Hauptgeschäftsführer der Deut-
schen Krankenhausgesellschaft.
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Wirtschaft

Kreditbedarf für 
Neubauten und Sanierungen steigt

„Die Geschäftsmodelle werden komplexer, damit steigt die Komplexität der Analyse“ 

Die Prognosen zur demografi-
schen Entwicklung bringen es 
an den Tag; Berlin steht da bei-
spielhaft für viele Städte und 
Gemeinden im Bundesgebiet: 
So wird sich nach der Bevölke-
rungsprognose 2011 bis 2030 
für die Bundeshauptstadt die 
Zahl der über 80-Jährigen auf 
rund 268.000 nahezu verdop-
peln. Und das Statistische Bun-
desamt spricht in seiner 13. ko-
ordinierten Bevölkerungsvor-
ausberechnung von einer Zu-
nahme der Generation 80plus 
um 40 Prozent bis 2040 und um 
50 Prozent bis 2050 auf dann 
rund neun Millionen Menschen. 
Fazit des Statistischen Bundes-
amtes: „Es ist also damit zu 
rechnen, dass in 50 Jahren 12 
bis 13 Prozent der Bevölkerung 
80 Jahre und älter sein werden.“ 

Entsprechend entwickelt sich der 
Bedarf an Finanzierungen von am­
bulanten wie stationären Einrich­
tungen. Die Träger reagieren da­
rauf mit Sanierungen ihrer 
bestehenden Häuser wie auch mit 
dem Neubau von Heimen. Und 
dafür brauchen sie Geld: „Ein ho­
her Finanzierungsbedarf bestand 
und besteht insbesondere im Kran­
kenhaus- und Altenpflegebereich, 
wobei vor allem Baumaßnahmen 
für Modernisierungen, Sanierun­
gen und Revitalisierungen finan­
ziert wurden und werden sollen“, 
schreibt der Leiter Finanzierungs­

management der Pax-Bank, Joa­
chim Klein, in einem Leitfaden 
seines Hauses in dem Kapitel: „An­
forderung der Kreditnehmer aus 
Sicht der Bank“. 
Die Bank für Sozialwirtschaft pro­
gnostiziert in ihrem Geschäftsbe­
richt 2016 (Seite 45). „In Zukunft 
ist mit einer weiterhin hohen Kre­
ditnachfrage zu rechnen. Auch 
wird die Sozial- und Gesundheits­
wirtschaft voraussichtlich verstärkt 
Instrumente der Unternehmensfi­
nanzierung nutzen, unter anderem, 
um das veränderte Finanzierungs­
verhalten der öffentlichen Hand 
und Kostenträger zu kompensie­
ren. Es wird daher von einem wei­
terhin stetigen Wachstum im lang­
fristigen Kundenkreditgeschäft 
auszugehen sein.“ 

Heterogenität 
der Geschäftsmodelle

Gleichzeitig folgten die Einrichtun­
gen den neuen Entwicklungen in 
der Pflegepolitik von Bundesregie­
rung und auf Länderebene, wie sie 
sich insbesondere durch die Pfle­
gestärkungsgesetze ergeben. „Die 
Geschäftsmodelle ändern sich, sie 
werden komplexer“, hat Markus 
Sobottke beobachtet, Leiter Re­
search bei der Bank für Sozialwirt­
schaft. „Die Einrichtungen erwei­
tern ihre Dienstleistungen um 
teilstationäre Tagespflege oder um 
Plätze im ambulant betreuten 
Wohnen.“ Damit ändere sich auch 

handelt. Und im dritten Schritt 
wird geklärt, wie das Projekt fi­
nanztechnisch und auf die kunden­
individuellen Anforderungen hin 
realisiert werden soll. 

Steigende 
Anforderungen an 

Finazierungsvergaben
Klein macht darauf aufmerksam, 
dass die Anforderungen an Finan­
zierungsvergaben in den vergange­
nen Jahren durch politische und 
gesellschaftspolitische Verände­
rungen, aber auch durch die stän­
dige Gesetzgebung gestiegen seien. 
Auf der Seite der Banken habe ins­
besondere die Finanzmarktkrise zu 
gestiegenen Vergabeanforderun­
gen geführt. 
Klein: „Basel III 
wird mittelfristig 
zu einer Verteue­
rung der Kredite 
führen, nicht zuletzt durch die hö­
heren Anforderungen an die Ei­
genkapitalunterlegung im Rahmen 
der Kreditvergaben.“ 
Die „Pax-Bank – seit 1917 Bank für 
Kirche und Caritas“ versteht sich 
als genossenschaftlicher Finanz­
dienstleister mit christlicher Ori­
entierung. Als Selbsthilfereinrich­
tung katholischer Priester in Köln 
gegründet, spielten Ethik und 
Nachhaltigkeit schon früh eine we­
sentliche Rolle. So meiden die 
Fonds der Pax-Bank laut Ge­
schäftsbericht 2016 (Seite 34) „in 
den Anlagen beispielsweise Unter­
nehmen, die im Rüstungsbereich, 
in der Tabak- und Atomindustrie 
sowie im Bereich Abtreibung und 
in der embryonalen Stammzellen­
forschung tätig sind.

Projekte der 
Nachhaltigkeit

Auch aktuelle Entwicklungen und 
politische Diskussionen spielen 
eine Rolle bei der Weiterentwick­
lung der Nachhaltigkeitskriterien. 
Beispielhaft sei hier das Thema Kli­
mawandel genannt, das seit dem 
vergangenen Jahr verstärkt Berück­
sichtigung findet. So sind etwa An­
lagen in stark mit Kohle arbeitende 
Unternehmen ausgeschlossen.“
Ihrer sozial- und gesellschaftspoli­
tischen Verantwortung stellt sich 
auch die Triodos Bank. Ein Blick 
in den Geschäftsbericht 2016 des 
Geldinstituts mit Sitz in Frankfurt 
zeigt, dass die Bank voriges Jahr 
europaweit 422 Senioren- und Pfle­
geheime finanziert hat. 35.000 Se­
niorinnen und Senioren fanden in 
den Einrichtungen ein neues Heim 
und Betreuung, 2012 waren es 
noch 14.050 Plätze, die die Bank 
finanzierte. 
Die Triodos Bank ist nach ihren 
Angaben Europas führende Nach­
haltigkeitsbank. Sie hat den An­
spruch, ausschließlich Unterneh­
men, Institutionen und Projekte zu 
finanzieren, die zum Wohl von 
Mensch und Umwelt beitragen. 

Mensch, Wirtschaft    
und Umwelt

Der Name der Bank kommt aus 
dem Griechischen: tri hodos heißt 
auf Deutsch: drei Wege. „Es geht 

um die drei Bereiche Mensch, Wirt­
schaft und Umwelt“, sagt Christian 
Hofmann, der bei der Bank Fir­
menkunden im Bereich Bildung & 
Soziales betreut. „Wir wollen den 
Wandel in der Gesellschaft unter­
stützen, um diese drei Bereiche wie­
der in Balance zu bringen.“ Die 
durch die Triodos Bank finanzierten 
Projekte kommen aus den Berei­
chen Altenhilfe, Bildung, erneuer­
bare Energien, Ökolandbau, und 
nachhaltige Immobilien. No-gos 
seien etwa Kredite an Unterneh­
men aus den Bereichen Rüstung, 
fossile Energien oder Atomkraft.
Voraussetzung für eine Finanzie­
rung ist, dass potenzieller Kunde 
und Bank in diesen Grundüberzeu­
gungen übereinstimmen. „Wir 

schauen zunächst 
einmal: Wer 
steht hinter dem 
Projekt, was ist 
das für ein Un­

ternehmen oder Person und was 
soll mit dem Projekt bezweckt wer­
den?“ erläutert Hofmann. „Wir 
legen großen Wert auf inhaltliche 
Konzepte, die den Menschen und 
seine Würde in den Mittelpunkt 
stellen und ein hohes Maß an Le­
bensqualität für Seniorinnen und 
Senioren und weniger eine Rendi­
teorientierung anstreben. Aus Er­
fahrung wissen wir, dass eine sol­
che Ausrichtung mit profitabler 
Wirtschaftlichkeit einhergehen 
kann.“ 
Wenn das nicht passe, komme man 
auch nicht ins Geschäft. Passt es 
aber, dann greifen im weiteren 
Verlauf die ganz normalen Gesetz­
mäßigkeiten für die Vergabe eines 
Kredits: Nachweis des Bedarfs, 
Erstellung eines Finanzplans, Prü­
fung der Unterlagen durch 
die Bank und Erstellung eines 
Marktwertgutachtens des zu finan­
zierenden Projekts. Weil die Be­
rechnung der Investitionskosten 
nach Landesrecht erfolgt, gibt es 
bei 16 Bundesländern 16 unter­
schiedliche Gesetzgebungen mit 
entsprechenden Ausführungsbe­
stimmungen. Hofmann: „Das 
Thema Pflege ist sehr speziell. Um 
eine Finanzierung gut begleiten zu 
können, bedarf es vieler bran­
chenspezifischer Kenntnisse.“ 
Private Anbieter wie auch konfes­
sionelle Einrichtungsträger gehö­
ren zu den Kunden der Triodos 
Bank. Die Bank lege Wert auf lang­
fristige und transparente Partner­
schaften, hebt Kundenbetreuer 
Christian Hofmann hervor. Das 
bedeute auch, dass man in schwie­
rigen Zeiten zu seinen Partnern 
stehe, selbst wenn man damit ein 
gewisses finanzielles Risiko ein­
gehe. Die Finanzierung seines 
Hauses sei zumeist eine Immobili­
enfinanzierung. Langfristige Kun­
denbindung und Nachhaltigkeit 
seien Markenkerne der Triodos 
Bank, die ansonsten mit ihrem Fi­
nanzierungsportfolio im Wettbe­
werb mit anderen Banken in 
Deutschland steht.� ◆
� hea

Weitere Informationen:
www.sozialbank.de
www.pax-bank.de
www.triodos.de

Joachim Klein ist Leiter Finanzie-
rungsmanagement bei der 
Pax-Bank, seit 1917 Bank für 
Kirche und Caritas.

Markus Sobottke. Der 44-jährige 
Volkswirt ist Leiter Research bei 
der Bank für Sozialwirtschaft.

Christian Hofmann betreut bei der 
Triodos Bank Firmenkunden im 
Bereich Bildung & Soziales.

das Beratungsgeschäft der Bank. 
„Mit der zunehmenden Hetero­
genität der Geschäftsmodelle steigt 
die Komplexität der Analyse“, sagt 
der 44-jährige Volkswirt. „Die 
Analyse muss jetzt zum Beispiel 
differenzieren im Hinblick auf be­
treutes Wohnen oder ambulant 
betreute Wohngemeinschaften un­
ter volatilen Rahmenbedingun­
gen.“ Bei den neuen Versorgungs­
formen in der Altenhilfe sei eine 
zuverlässige Analyse und Bewer­
tung der Zukunftsfähigkeit der In­
vestitionsvorhaben besonders ge­
fragt.
Das schließt auch die Information 
über besondere „Fallstricke“ bei 
der Renovierung bestehender Ein­
richtungen und der dort vielleicht 
geplanten Umwandlung stationä­
rer Plätze in ambulant betreutes 
Wohnen ein. Wenn nämlich die 
Plätze in der stationären Einrich­
tung an Fördermittel gebunden 
sind, dann gilt diese Zweckbindung 
und kann nicht einfach umgewid­
met werden. Schlimmstenfalls 
droht die Rückzahlung der Förder­
mittel. „Es ist die Aufgabe unserer 
Beratung, darauf aufmerksam zu 
machen“, hebt Markus Sobottke 
hervor. Ungemach könne auch bei 
Anbauten an bestehende Einrich­
tungen mit Bestandsschutzrege­
lungen drohen, etwa bei Auflagen 
zu den Doppelzimmeranteilen und 

der Barrierefreiheit. Da sei es ein 
Vorteil einer in ganz Deutschland 
operierenden Bank wie der Bank 
für Sozialwirtschaft, „dass wir ei­
nen bundesweiten Überblick ha­
ben. Wir wissen durch unsere 
Kompetenz vor Ort, wie andere 
dieses Problem gelöst haben und 
können Hinweise im Umgang mit 
den Behörden geben“. 

Kompetenz aus          
gewachsener Tradition

1923 wurde die Bank für Sozial­
wirtschaft als „Hilfskasse gemein­
nütziger Wohlfahrtseinrichtungen 
Deutschlands m.b.H.“ in Berlin 
gegründet. 1970 erfolgte die Um­
firmierung in Bank für Sozialwirt­
schaft mit der Kurzbezeichnung 
„Sozialbank“. Heute kümmern sich 
über 430 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter an 16 Standorten in 
ganz Deutschland wesentlich um 
die Finanzierung von Projekten in 
der Seniorenhilfe und -pflege (Pfle­
geheime, betreutes Wohnen, am­
bulante Pflegedienste), im Gesund­
heitswesen (Krankenhäuser, 
Rehabilitationskliniken, medizini­
sche Versorgungszentren), in der  
Behindertenhilfe (Wohnheime 
oder Werkstätten für Menschen 
mit einer Behinderung), Kinder-/
Jugend-/Familienhilfe (Kindergär­
ten etc.), Bildung (Schulen in freier 

Trägerschaft etc.) und Vereine/
sonstige gemeinnützige Tätigkeit. 
Das Portfolio der Sozialbank ent­
spricht dem einer klassischen Ge­
schäftsbank. 

Basel III 
verteuert Kredite

Mit der Gründung des Netzwerkes 
„Soziales neu gestalten“ (SONG), 
deren Gründungsmitglied die Bank 
für Sozialwirtschaft ist, geht das 
Geldinstitut weit über dieses klas­
sische Bankgeschäft hinaus und 
stellt sich als „Sozialbank“ der so­
zialen Verantwortung in ihrem 
Kerngeschäft. „Prävention und 
Rehabilitation können den Um­
fang der Pflegebedarfe beeinflus­
sen“, sagt der Leiter Research der 
Sozialbank. Sobottke: „Wir wollen 
mit dem Netzwerk helfen, Projekte 
zu entwickeln und zu fördern, die 
Lebens- und Versorgungsstruktu­
ren für ältere Menschen vor Ort in 
ihrem Quartier anbieten und sicher 
stellen.“    
Die Pax-Bank setzt auf sehr indivi­
duelle Beratung und Betreuung der 
Kunden. Ziel sei, ihnen auf „Au­
genhöhe“ zu begegnen, sagt der 
Leiter Finanzierungsmanagement 
Joachim Klein. Basis dafür seien 
Offenheit, Transparenz, Vertrauen, 
gegenseitiger Respekt und partner­
schaftlicher Umgang. Auf dieser 
Grundlage bereiten Pax-Bank und 
Kunde in drei Schritten die Ent­
scheidung für eine Kreditvergabe 
vor. Im ersten Schritt wird die 
Frage beantwortet: Mit wem hat es 
die Bank auf Kundenseite zu tun? 
Dabei geht es um die Einschätzung 
der persönlichen und wirtschaftli­
chen Bonität des Kunden etwa 
durch Bankauskünfte, mittels Prü­
fung der Jahresabschlüsse, aktuelle 
Zwischenbilanzen oder Vorlage 
von Versorgungsverträgen und 
Vergütungsvereinbarungen. 
Im zweiten Schritt folgt die Ab­
stimmung zwischen Bank und 
Kunden, um was es sich bei dem zu 
finanzierenden Vorhaben/Projekt 

Nachrichten 

Robotik in der Pflege
„31. Treffpunkt Medizintechnik“ am 21. September 2017

Technische Entwicklungen und 
Produkte können den Alltag in 
der ambulanten wie stationären 
Pflege deutlich entlasten und 
mehr Zeit für die individuelle 
Betreuung schaffen. Welche 
Chancen und Perspektiven sich 
dabei im Besonderen ergeben, 
dem widmet sich der „31. Treff-
punkt Medizintechnik“.

Gegründet als traditionelle inter­
disziplinäre Dialogplattform für 
Klinik, Wissenschaft und Wirt­
schaft, bei der in den vergangenen 
Jahren die klinische Akutversor­
gung im Vordergrund stand, sollen 
in diesem Jahr auch medizintech­
nische Aspekte der Rehabilitation 
und der Pflege thematisiert wer­
den. Beispielhaft sollen die Berei­
che kardiovaskuläre Erkrankungen 
und Orthopädie diskutiert werden. 
Eine weitere Premiere erfährt der 
Treffpunkt Medizintechnik durch 
die Präsentation junger Start ups, 
die sich mit ihren Ideen und Ent­

wicklungen engagieren und in der 
Branche etablieren wollen. Ausge­
wählte Themenbereiche dieses 
31. Treffpunkts Medizintechnik 
sind unter anderem Robotik und 
Assistenzsysteme in der Pflege, 
Start up show case, OP-Robotik 
und Assistenzsysteme, Robotik 
und Assistenzsysteme in der Re­
habilitation.
HalthCapital Berlin-Brandenburg, 
Berlin Partner für Wirtschaft und 
Technologie GmbH laden zu die­

sem eintägigen Treffen am 21. Sep­
tember 2017 ab 9 Uhr in die Cha­
rité, Campus Virchow-Klinikum, 
Lehrgebäude Hörsaal 3, ein, das 
mit einem Get-together ab 17 Uhr 
ausklingt. � ◆

Weiterführende Informationen und 
Anmeldung unter
http://www.healthcapital.de/
medizintechnik/termin/ 
details/31-treffpunkt-medizin 
technik/

Aktuelle Trends beim Neu- und 
Umbau von Einrichtungen
Fachtagung mit Best Practice am 14./15. Dezember 2017

Bau und Betrieb von Senioren- 
und Pflegeeinrichtungen stellen 
Bauherren und Träger immer 
wieder vor große Herausforde-
rungen.

Während die Demenzforschung 
neue Konzepte für die Anlage von 
Wohn- und Pflegeeinrichtungen 
und deren Umgebung entwickelt, 
stellt die Industrie neue Produkte 
zur Unterstützung eines reibungs­
losen und harmonischen Alltags 
auf den Stationen vor. In Anbe­
tracht der Vielfalt des Angebots ist 
es wichtig, sich mit möglichst vie­
len Akteuren auszutauschen. Dazu 
lädt „Management Forum Starn­

berg“ am 14. und 15. Dezember 
2017 nach Mannheim ein. Disku­
tiert und präsentiert werden aktu­
elle Trends bei Konzeption, Neu­
bau, Umbau, Sanierung und 
Betrieb von Senioren- und Pflege­
einrichtungen.
Hochkarätige Experten aus allen 
Bereichen stellen neue Konzepte 
für Wohn- und Pflegeformen vor: 
Quartiersentwicklung in der Pra­
xis, neueste Studien zur demenz­
sensiblen Architektur, Umbau und 
Umstrukturierung des bestehen­
den Seniorenheims, Planung 
wohnlicher Pflegebäder, Farbkon­
zepte, Gebäudeautomation mit 
intelligenten Fußböden, Brand­

schutz und Baukostenplanung und 
die Außenanlage als lebendiger 
Garten. Außerdem sorgen aktuelle 
Best Practices für einen tiefen Ein­
blick in die Herausforderungen bei 
der praktischen Umsetzung von 
Planungsvorhaben. Spannend wird 
auch die Besichtigung des Cari­
tas-Zentrums St. Franziskus, das 
mit dem Altenheim Zukunftspreis 
2016 ausgezeichnet ist.� ◆
� hea

Weiterführende Informationen und 
Anmeldung unter
www.management-forum.de/ 
senioren

„Kredite werden 
zunehemend teurer“ 
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Gesundheit

„Der Pflegeprozess verbessert sich 
ganz erheblich“

Pilotprojekt in den acht Einrichtungen der Hansestadt Lübeck ist niedrigschwellig 
in die Strukturen der Pflegeheime integriert

Bewegung hält fit. Auch im Alter. 
Auch in Pflegeeinrichtungen. Des­
halb ist Gesundheitsförderung und 
insbesondere Bewegungsförderung 
ein wichtiger Bestandteil staatli­
cher Präventionspolitik. Die Bun­
deszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung (BZgA) hat im Rah­
men ihres Programms „Älter wer­
den in Balance“ das Pilotprojekt 

„Lübecker Modell Bewegungswel­
ten“ (LMB) aufgelegt.   
Ein positives Fazit lässt sich nach 
eineinhalb Jahren Pilotphase auf 
jeden Fall schon ziehen: „Die 
Bewohnerinnen und Bewohner ha­
ben einen Riesenspaß. Es entwi­
ckelt sich eine tolle Gruppen­
dynamik. Es etabliert sich eine 
großartige Kommunikation unter­

rinnen und Bewohner wird besser, 
oft eher kleinteilig, manchmal aber 
auch ganz deutlich. Sie können 
zum Beispiel wieder besser gehen 
und stehen und das Gleichgewicht 
halten.“

einander über alle Altersschichten 
hinweg. Dass das so erfreulich 
wird, haben wir gehofft, vielleicht 
geahnt, aber wir hätten es nicht 
gedacht.“
Wenn Heiko Schmölcke über das 
„Lübecker Modell Bewegungswel­
ten“ spricht, gerät er ins Schwär­
men. Der 43-Jährige ist der Quali­
tätsmanagementbeauftragte der 
SeniorInnenEinrichtungen der 
Hansestadt Lübeck (SIE). Die Han­
sestadt bietet in acht Pflegeeinrich­
tungen 675 Pflegeplätze und an 
sechs Standorten sind insgesamt 
358 betreute Wohnungen ange­
schlossen. Rund 1.200 Menschen 
werden so in den städtischen Ein­
richtungen betreut. Das „Lübecker 
Modell Bewegungswelten“ ist ein 
Programm, das die Forschungs­
gruppe Geriatrie Lübeck (FGL) am 
Krankenhaus Rotes Kreuz Lübeck 
mit Fachkräften der SIE im Auftrag 
der Bundeszentrale für gesundheit­
liche Aufklärung (BZgA) entwi­
ckelt hat. Die Pilotphase des Trai­
ningsprogramms wird durch 
umfassende wissenschaftliche 
Evaluationen begleitet. Der Ver­
band der Privaten Krankenversi­
cherung e.V. unterstützt das Pro­
jekt.
Zwei Mal in der Woche trifft sich 
in jeder der acht Lübecker Einrich­

tungen die Gruppe von zwölf bis 
15 „Bewegungsweltlern“ unter ei­
nem bestimmten Motto und einem 
bestimmten Thema für eine Zeit­
stunde. Das Lübecker Modell ist 
offen für Externe, so kommen zwei 
bis drei von ihnen nicht aus der 
Einrichtung, sondern aus dem 
nachbarlichen Umfeld. Auf diese 
Offenheit legen die Hansestädter 
großen Wert. Die Teilnehmerin­
nen und Teilnehmer bringen kör­
perliche und kognitive Potenziale 
mit oder haben leichte kognitive 
Einschränkungen. 

Wissenschaftliche 
Begleitung

Das Lübecker Modell Bewegungs­
welten ist ein neues Element des 
Programms „Älter werden in Ba­
lance“ der BZgA. Wissenschaftlich 
begleitet und evaluiert wird das 
Modellprojekt von der Universität 
Bielefeld und der Universität Kiel. 
Die Pilotphase soll nach zwei Jah­
ren am 31. Dezember 2017 enden. 
Eine Frage, die dann auch Gegen­
stand der wissenschaftlichen Eva­
luierung sein wird, kann Qualitäts­
manager Heiko Schmölcke jetzt 
schon beantworten: „Der Pflege­
prozess verbessert sich ganz erheb­
lich. Die Mobilität der Bewohne­

Die Stunde beginnt stets mit der Begrüßung der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer. Anschließend wird oft ein Lied gesungen mit Bezug zum Thema 
der Stunde. Fotos: Forschungsgruppe Geriatrie Lübeck (FGL)

Ein Motto, das die Bewohnerinnen und Bewohner aus ihrem früheren Alltag 
kennen, bildet stets einen thematischen Schwerpunkt der Stunde. Damit 
haben sie auch ein Gesprächsthema für eine lebhafte Kommunikation 
miteinander.

Im Mittelpunkt jeder Trainingsein­
heit steht eine Bewegungswelt 
(zum Beispiel „Im Wald“, „Am 
Strand“, „Hausbau“, „Hausarbeit“ 
oder „Im Garten – Apfelernte“). 
Die Übungen nehmen typische Be­
wegungsabläufe aus dem jeweiligen 
Thema auf und bauen entspre­
chend der Thematik logisch aufei­
nander auf. Im Vergleich zu der 
Aufforderung „Strecken Sie die 
Arme im Wechsel und öffnen bzw. 
schließen Sie dabei Ihre Fäuste“  
wird die Übungsanweisung „Äpfel 
pflücken“ von den Teilnehmenden 
erfahrungsgemäß schneller ver­
standen und umgesetzt. Gleichzei­
tig wird die soziale Interaktion 
gefördert.
Dass die Zeitstunde unter einem 
Motto steht, das die Bewohnerin­
nen und Bewohner aus ihrem frü­
heren Alltag kennen und für das sie 
Lebenserfahrung mitbringen, wie 
etwa „Hausarbeit“ oder „Im Wald“, 
sorge auch für lebhafte Kommuni­
kation untereinander. Schmölcke: 
„Sie haben ein Gesprächsthema. 
Da kann sich dann plötzlich der 
50-Jährige mit der 90-Jährigen 
über früher unterhalten. Das 
„Selbst-Erleben“ der Teilneh­
merinnen und Teilnehmer ist ein 
anderes und nicht primär auf die 
eigene Hilfebedürftigkeit fokus­
siert.“ Eine Gruppe fahre sogar 
einmal in der Woche für die Übun­
gen an den Strand von Trave­
münde. „In der Öffentlichkeit zu 
trainieren, das macht sie stolz und 
stärkt ihr Selbstwertgefühl.“ 
Die Stunde beginnt immer mit der 
Begrüßung der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer, dann wird oft ge­
sungen, also ein „Mottolied“ mit 
Bezug zum Thema der Stunde. 
„Neben den themenbezogenen 
Übungen, enthält das Gruppentrai­
ning zwei ,Pflichtübungen‘, die 
zum einen das Gleichgewicht und 
zum anderen das Aufstehen trai­
nieren – zentrale alltagsorientierte 
Fähigkeiten, die wichtig sind, um 
Selbstständigkeit und Lebensqua­

lität der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer zu erhalten“, so 
Schmölcke. Das Gruppentraining 
wird durch „Mein tägliches Bewe­
gungsprogramm (MtB)“ ergänzt. 
Am Ende jeder Stunde erhält jeder 
Teilnehmer und jede Teilnehmerin 
einen Zettel mit Übungen aus der 
Bewegungswelt, die selbstständig 
durchgeführt werden können.
Die Durchführung des Modells in 
den Einrichtungen erfolgt durch 
qualifizierte LMB-Übungsleiterin­
nen und Übungsleiter, die von Mit­
arbeitern des Referenzzentrums 
Lübeck geschult wurden. Vier neue 
Kooperationen mit lokalen Sport­
vereinen hat die Hansestadt dafür 
aufgenommen. Die Übungen zie­
len darauf ab, Kraft und Ausdauer, 
Koordination, Beweglichkeit und 
Gedächtnisleistung zu fördern. Das 
beinhaltet die gleichmäßige Akti­
vierung des gesamten Körpers von 
Kopf bis Fuß. Aufgrund seiner be­
sonderen Gestaltung können die 
Bewegungswelten niedrigschwellig 
in die Strukturen der Pflegeheime 
integriert werden. Denn die Tages­
struktur in den Einrichtungen laufe 
normal weiter, sagt Qualitätsma­
nager Heiko Schmölcke: „Es wird 
weiter auch getanzt, gebacken, ge­
kocht, es gibt weiter auch die Mu­
sik- und Bewegungsangebote.“ 

Hoffnung für Bewohner 
mit Einschränkungen

Aber auch die Lübecker Einrich­
tungen profitieren von dem Pilot­
projekt. Zum einen folge man 
damit den eigenen Qualitäts­
ansprüchen, sagt Schmölcke. Zum 
andern sei es ein gutes Instrument 
für die Öffentlichkeitsarbeit, „wenn 
solche Projekte gut laufen“. Er er­
hofft sich für die Zukunft, neben 
der Fortführung des Modells und 
vielleicht einer Erweiterung um 
eine zweite Gruppe in der einen 
oder anderen Einrichtung, insbe­
sondere, „Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer mit schweren kogniti­

ven Einschränkungen aufzuneh­
men. Dahin kommen wir hoffent­
lich noch.“
Die Bundeszentrale für gesund­
heitliche Aufklärung hob auf der 
5. Bundeskonferenz „Gesund und 
aktiv älter werden“ zum Tag der 
älteren Generation Anfang April 
dieses Jahres in Berlin die Präven­
tionspotenziale von Bewegungs­
programmen für die Gesundheit 
älterer Menschen hervor. „Wer 
sich auch im Alter ausreichend be­
wegt, tut damit etwas dafür, länger 
selbstständig und geistig fit zu blei­
ben. Ein körperlich aktiver Lebens­
stil kann auch dabei helfen, Er­
krankungen vorzubeugen oder zu 
lindern“, hob die Parlamentarische 
Staatssekretärin beim Bundesmi­
nister für Gesundheit, Annette 
Widmann-Mauz, bei der Konfe­
renzeröffnung hervor. „Gerade die 
Gesundheitsförderung für ältere 
Menschen – etwa in den Kommu­
nen, Betrieben, Pflegeheimen oder 
Einrichtungen der Altenhilfe – ist 
deshalb ein wichtiger Bestandteil 
unserer Präventionspolitik.“  
„Besonders wirksam und einfach 
umzusetzen sind Maßnahmen zur 
Bewegungsförderung“, ergänzte 
die Leiterin der BZgA, Dr. Heidrun 
Thaiss. „Aktuelle Studien bestäti­
gen, dass Bewegungsförderung im 
Alltag in jedem Lebensalter posi­
tive gesundheitliche Effekte hat, 
aber auch dann, wenn körperliche 
Einschränkungen und Krankheiten 
vorliegen. Hier setzt die Bundes­
zentrale für gesundheitliche Auf­
klärung mit ihrem Programm ‚Äl­
ter werden in Balance‘ an. Mit dem 
‚Lübecker Modell Bewegungswel­
ten‘ hat die BZgA ein alltagsnahes 
und effektives Training zur Bewe­
gungsförderung in Pflegeeinrich­
tungen entwickelt.“ � ◆
� hea

Weitere Informationen unter:
www.aelter-werden-in-balance.de/
luebecker-modell

REHACARE 2017 Düsseldorf

Forum „Leben mit Pflege@home“: 
vier Tage, vier Themen

Ein hochkarätiges Vortragspro-
gramm rund um die häusliche 
Versorgung von Menschen mit 
Pflegebedarf erwartet Pflege-
profis und pflegende Angehöri-
ge bei der REHACARE 2017 vom 
4. bis 7. Oktober im Forum „Le-
ben mit Pflege@home“ in der 
Messehalle 6. 

„Jeder Messetag hat einen anderen 
Themenschwerpunkt. Ausgewiesene 
Experten versorgen die Messebesu­
cher mit aktuellen Erkenntnissen aus 
Pflegewissenschaften und Pflegepra­
xis und geben ihnen Hilfen für den 
Alltag an die Hand“, verspricht 
Heike Senge, Geschäftsführerin der 
Pflegeakademie Niederrhein, Wil­
lich, die das Programm im REHA­
CARE-Pflegeforum zum dritten Mal 
entwickelt hat, koordiniert und leitet.
Der erste Messetag ist wie im Vor­
jahr dem Themenkomplex Wunde 
gewidmet und richtet sich exklusiv 
an Wundexperten. Die Initiative 
Chronische Wunden e.V. (ICW) 
vergibt für diese am 4. Oktober 
stattfindenden Fortbildungsveran­
staltungen ICW-Rezertifizierungs­
punkte. 

Prominenter Gast: 
Comedian Gabi Köster 
liest aus ihrem Roman 

Auf der Agenda am „Tag der 
Wunde“ steht diesmal der Exper­
tenstandard „Dekubitus-Pro­
phylaxe“, der gerade die zweite 
Aktualisierungsphase durchläuft. 
Am Donnerstag, 5. Oktober, be­
grüßt das Pflegeforum eine promi­
nente Autorin, die sich nach einem 
schweren Schlaganfall mit Kampf­
geist, Mut und ungebrochenem Hu­
mor ins Leben zurückgekämpft hat: 

Comedian Gabi Köster liest aus ih­
rem Roman „die Chefin“. Ein Buch, 
das ein Licht auf die innere Haltung 
der Autorin wirft und für die Pro­
bleme von Menschen nach einem 
Schlaganfall sensibilisiert. Die Zuhö­
rer haben im Anschluss an die Le­
sung Gelegenheit, Fragen zu stellen. 
Danach geht es mit einer Vortrags­
reihe zum Themenkomplex „Palli­
ativ-Medizin“ weiter. „Kein Hei­
lungs-Stress, sondern ein würde­
voller Abschied“ ist der Leitge­
danke, dem sich die Referenten 
verpflichtet haben. 
Eine palliative Erkrankung ist eine 
„konsumierende Erkrankung, die 
mich zum Tode führt“. Ausgehend 
von dieser Definition geht es bei der 
Palliativ-Versorgung vor allem um 
die Frage, wie die letzte Lebensphase 
der betroffenen Menschen lebens­
wert gestaltet werden kann.
Auch wenn Demenz-Erkrankun­
gen geistige Fähigkeiten zuneh­
mend einschränken, sie führen 
nicht dazu, dass Betroffene 
menschliche Bedürfnisse und 
Wünsche krankheitsbedingt aufge­
ben oder darauf verzichten. Wie 
gehen wir etwa mit Fragen der Er­
nährung und der Sexualität bei 
Demenz-Patienten um? Die Vor­
träge am Freitag beleuchten diese 
Aspekte.
Der letzte Tag des Forums „Leben 
mit Pflege@home“ startet mit dem 
Themenschwerpunkt Bewegung. 
Kinaesthetics-Trainerin Sabine Sie­
ben gibt Angehörigen praktische 
Tipps, wie sie Bewegung bei Men­
schen mit körperlichen Einschrän­
kungen unterstützen können.� ◆

Das komplette Programm des 
Pflegeforums ist abrufbar auf 
www.rehacare.de
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Gesundheit

Weltosteoporosetag:

Patientenkongress in Berlin

Ein Highlight der Veranstaltung ist jedes Jahr die Verleihung der „OsteopoRose“. Mit dem Preis ehrt der Verband Mitglieder, die sich durch außergewöhn-
liches, ehrenamtliches Engagement ausgezeichnet haben. Immer mit dabei sind auch die Maskottchen des BfO: die Knochenmännchen „Osteolinos“.

Osteoporose, im Volksmund 
Knochenschwund genannt, ge-
hört zu den zehn häufigsten 
Erkrankungen weltweit. In 
Deutschland leiden etwa sechs 
Millionen Menschen daran, nach 
den Wechseljahren ist fast jede 
dritte Frau betroffen. Der 
Bundesselbsthilfeverband für 
Osteoporose e.V. (BfO) veran-
staltet anlässlich des Weltos-
teoporosetages am Samstag, 
dem 21. Oktober 2017 von 9.30 
bis 16.00 Uhr, einen Patien
tenkongress im Langenbeck-
Virchow-Haus in Berlin.

Der Weltosteoporosetag (WOT) 
wurde am 20. Oktober 1996 vom 

britischen Osteoporoseverband ins 
Leben gerufen. Das Ziel: Durch 
Informationsveranstaltungen und 
publikumswirksame Aktionen soll 
weltweit gesellschaftliches Be­
wusstsein für die Knochengesund­
heit und die Prävention von Os­
teoporose geschaffen werden. 1998 
wurde der Weltosteoporosetag 
von der Weltgesundheitsorganisa­
tion (WHO) als offizieller, welt­
weiter Aktionstag anerkannt. Er 
wird seither immer am 20. Okto­
ber begangen. Seit 1997 organisiert 
die International Osteoporosis 
Foundation (IOF) den Weltosteo­
porosetag, der von Patientenorga­
nisationen in rund 90 Ländern 
ausgerichtet wird.

Individuelle Fragen mit 
Experten klären

Der Bundesselbsthilfeverband für 
Osteoporose (BfO), die größte 
deutsche Patientenorganisation für 
Osteoporose, beteiligt sich seit Ok­
tober 2000 mit einem Patienten­
kongress an dem weltweiten Akti­
onstag. Die Veranstaltung findet 
jedes Jahr in einer anderen deut­
schen Stadt statt. Sie gibt Betroffe­
nen Gelegenheit, sich in Vorträgen 
über neueste wissenschaftliche Er­
kenntnisse, Behandlungsrichtli­
nien, Erstattung durch die Kran­
kenkassen und vieles mehr zu 
informieren und vom Erfahrungs­
austausch mit anderen zu profitie­

ren. Außerdem können Osteopo­
rose-Patienten individuelle Fragen 
in einer Expertensprechstunde 
klären. Die Teilnahme am Kon­
gress ist ohne Anmeldung möglich 
und kostenlos.
Für die diesjährige Veranstaltung 
übernimmt Ingrid Fischbach 
(CDU), Parlamentarische Staatsse­
kretärin beim Bundesminister für 
Gesundheit, die Schirmherrschaft.  
Tagungspräsident ist Prof. Dr. 
Andreas Kurth, Vorstand des 
Dachverbandes Osteologie (DVO). 
Der Dachverband ist ein unabhän­
giger Zusammenschluss von wis­
senschaftlichen Fachgesellschaften, 
die Erkrankungen des Knochens 
erforschen. Er erstellt Leitlinien zur 

Behandlung der Osteoporose, die 
alle zwei Jahre aktualisiert werden 
und die neuesten Forschungser­
gebnisse berücksichtigen. 

Osteoporose, Arthrose 
und Rheuma

Beim diesjährigen Patientenkon­
gress in Berlin dreht sich alles um 
den Zusammenhang zwischen Os­
teoporose und zwei weiteren 
Volkskrankheiten: Rheuma und 
Arthrose. Wenn Patienten unter 
Arthrose und Osteoporose leiden, 
muss die Therapie sorgfältig darauf 
abgestimmt werden. Die doppelte 
Erkrankung des Bewegungsappa­
rats beeinflusst sowohl die Auswahl 
der Medikamente, als auch die ge­
gebenenfalls notwendigen operati­
ven Maßnahmen. 
Rheuma ist eine doppelte Bedro­
hung für die Knochen. Nicht nur 
das zur Behandlung eingesetzte 
Kortison, sondern auch die körper­
eigenen Entzündungsstoffe erhö­
hen das Osteoporose-Risiko. Prof. 
Dr. Andreas Kurth klärt auf und 
gibt Tipps, wie man vorbeugen 
kann. Auch in den anderen Vor­
trägen gibt es viel Wissenswertes 
rund um das Thema Osteoporose 
zu erfahren – von aktuellen Ent­
wicklungen in der Gesundheitspo­
litik bis hin zu neuen Medikamen­
ten. Es gibt Gelegenheit, den 
Experten direkt nach ihren Vorträ­
gen Fragen zu stellen und Erfah­
rungen mit anderen Betroffenen 
auszutauschen.� ◆

Weitere Informationen: 
www.osteoporose-deutschland.de
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